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I. Abhandlungen. 



Grundzüge und Ergebnisse der englischen Einkommensteuer. 



Von Dr. C. ff. Krles in Berlin. 



Als Peel : im Jahre 1842 die Einführung der noch gegen- 
wärtig in England bestehenden Einkommensteuer beantragte, er- 
regte sein Vorschlag in ganz Europa das allgemeinste Interesse. 
Die Ursachen dieser Theilnahme lagen zum Theil in der Kühn- 
heit und Grossartigkeit seines Planes: an die durchgreifende Ver- 
besserung der Handelspolitik wie des Finanzsysteins in England 
gerade in dem Augenblick Hand anzulegen, als ein bedeutendes 
und jährlich wiederkehrendes Deficit im Staatshaushalte sich 
zeigte. Doch trug zu dem Beifall, welcher ihm von allen Seilen 
zurauschte, auch der Umstand nicht wenig bei, dass es gerade 
die Einkommensteuer war, welche er zum Eckstein seines 
Finanzsysteins wählte. Die Ansicht, dass die Einkommen- 
steuer vor anderen eine besonders gerechte und angemessene 
Steuer sei , oder vielmehr , dass alle Abgaben nach dem Ver- 
hällniss des Einkommens vertheilt werden sollten, ist stets eine 
sehr verbreitete gewesen. Man begriisste daher die Maassregel 
Peels vielfach als den ersten Schritt zur Durchführung des rich- 
tigen Grundsatzes der Steuervertheüung , als den Anfang einer 
neuen Aera Tür die praktische Finanzpolitik. Der Erfolg, dessen 
Peel sich zu erfreuen halte, trug wesenllich dazu bei, das Ge- 
wicht dieser Ansicht zu verstärken und ihr eine noch allge- 
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meinere Verbreitung zu verschaffen. Das Beispiel Englands 
wurde laut zur Nachahmung empfohlen und die Einführung 
einer Einkommensteuer dringend befürwortet. 

Insbesondere in Preussert sprach sich die öffentliche Meinung 
mit solcher Lebhaftigkeit in diesem Sinne aus, dass die Regierung 
dadurch vermocht wurde zu einer Zeit, als Preussens Finanzen 
sich noch in dem blühendsten Zustande befanden, dem vereinigten 
Landtage einen entsprechenden Antrag vorzulegen. Obwohl der 
Plan damals aus Gründen, deren Erörterung nicht der Zweck 
dieser Darstellung ist, nicht zur Ausführung kam, ist derselbe 
dennoch einige Jahre darauf in etwas veränderter Gestalt wirk- 
lich ins Leben getreten. Die Einkommensteuer ist in Preussen 
ein dauerndes Glied des Finanzsystems geworden. Inzwischen 
hat sich in dem Heimathlande dieser Maassregel die Scene gar 
sehr verändert. 

Zwar sind in England wirklich ebenso umfassende als tief- 
greifende Verbesserungen des Finanzsystems mit Hülfe der Ein- 
kommensteuer durchgeführt worden und man kann in einem 
gewissen Sinne eine neue Aera der Entwickelung des Abgaben- 
wesens von dem Zeitpunkte ihrer Einführung an datiren , wie 
diess von anderer Seite so eben in anziehender und lehrreicher 
Weise dargestellt worden ist '). 

Allein man will sich dort mit den Früchten begnügen, 
ohne dem Baum eine bleibende Stelle im Garten einzuräumen. 
Der allgemeine Zuruf des Hauses und des Landes begrüssle diess- 
mal den Finanzminister, als er ankündigte, die Einkommensteuer 
nicht als eine dauernde Hülfsquellc für den Staatsschatz be- 
trachten zu wollen und als er die Mittel vorschlug, um dieselbe 
in Kurzem ermässigen und nach dem Ablauf einiger Jahre 
(a. 1860) gänzlich abschaffen zu können. Auch dieser Beifalls- 
ruf hat nicht verfehlt, auf dem Kontinente sein Echo zu finden. 
Der Strom der öffentlichen Meinung ist im Begriff, eine Wendung 
zu machen. Insbesondere in Preussen fehlt es nicht mehr an 
Stimmen, welche die Einkommensteuer höchst lästig und gehässig 

1) Vergleiche den Aufsatz von Nasse über die Reformen im brittischen 
Steuerwesen seit der Wiedereinführung der Einkommensteuer in dieser Zeit- 
schrift Jahrgang X. Heft 1. 
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finden. Die soeben beschlossene Erhöhung derselben wird nicht 
verfehlen, diese Stimmen lauter zu machen und ihnen willige 
Ohren zu verschaffen. 

Unter diesen Umständen dürfte eine ausführlichere Be- 
trachtung der Beschaffcnjieit der englischen Einkommensteuer, 
eine Beleuchtung ihrer Vorzüge sowie ihrer Schattenseiten von 
allgemeinem Interesse sein. Man wird dadurch in Stand gesetzt, 
das Hinundherschwanken der öffentlichen Meinung zu erklären 
und demselben gegenüber einen festen Standpunkt zu gewinnen. 
Die englische Einkommensteuer hat jedenfalls sehr Bedeutendes 
geleistet ; die nähere Kenntniss ihrer Eigentümlichkeit ist daher 
für praktische Staatsmänner gewiss von Wichtigkeit. An 
die Frage ihrer Zweckmässigkeit knüpft sich ferner mehr als an 
die irgend einer anderen Steuerform die Untersuchung über die 
allgemeinen Grundsätze der Besteuerung, weil die öffent- 
liche Meinung bis jetzt noch vorherrschend sich zu der Ansicht 
neigt, dass alle Abgaben nach dem Einkommen zu vertheilen seien. 
Eine gründliche Untersuchung über die bestehenden Formen 
der Einkommensteuer ist daher auch für die Wissenschaft 
von besonderem Werth. Diese Gründe haben den Verfasser 
schon früher bestimmt, den in Beziehung auf die Einkommen- 
steuer gemachten Erfahrungen eine besondere Aufmerksamkeit 
zuzuwenden '); die kürzlich in England stattgehabten Erörterungen 
über die dortige Einkommensteuer liefern jedoch für eine neue Er- 
wägung der Frage ein sehr reiches und schälzenswerlhes Material, 
dessen Benutzung dem Verfasser durch persönlichen Aufenthall in 
England erleichtert wurde 2 ). Sonach möge der Versuch durch eine 



t) Vergleiche die Abhandlungen des Verfassers „über die Einkommen- 
steuer in Breslau." Breslau bei Aderholz 1844 und „über die Einkommen- 
und Klassensteuer in Preussen" in Baus und Hanssens Archiv der politischen 
Oekonomie Bd. VIII. (1849). 

2) Die vorzüglichsten Quellen der nachfolgenden Darstellung sind ausser 
den Gesetzen über die Einführung und Erweiterung der Einkommensteuer 
(5 et 6. Victor, c. 35; und 16 et 17. Vict. c. 34), die Berichte eines 
zur Untersuchung der Einkommensteuerfrage besonders niedergesetzten 
Parlaments -Ausschusses. Derselbe wurde auf den Antrag des bekannten 
Parlamentsmitgliedes Joseph Hume im Frühjahr 1851 ernannt und im Früh- 
jahr 1852 erneuert, um sowohl die Art und Weise der Veranlagung der 
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etwas ausführliche Behandlung der englischen Einkommensteuer 
sowohl den praktischen Finanzmännern als der Wissenschaft 
nützlich zu sein, seine Entschuldigung finden. Die Anwendung 
der in England gemachten Erfahrungen auf andere Verhältnisse, 



Steuer zu prüfen als auch zu erwägen, ob sie durch eine Veränderung ihrer 
Form gleichförmiger gemacht werden könne. Der Ausschuss erstattete zwei 
ausführliche Berichte, .welche im Wesentlichen aus den Aussagen (evidence) 
der vernommenen Zeugen (d. b. sachkundigen Männer) bestehen. (First 
and Seeond Report from the Select Commülee on the Ineome and Vro- 
perty Tax logether wilh the Minute» of Evidence. Ordered tiy the Hause 
to be vrinted 17. May 1852 and 22. June 1852). In dem ersten Berichte 
ist die Darstellung der gegenwärtigen Veranlagung- und Erhebungsweise, 
in dem zweiten sind die Vorschläge zur Verbesserung der Steuer enthalten. 
Die Aussagen der vernommenen Personen sind, in herkömmlicher Weise als 
Antworten nebst den an sie gestellten Fragen wörtlich mitgetheilt und 
durch fortlaufende Nummern bezeichnet. In der nachfolgenden Darstellung 
sind soweit als möglich für die gemachten Angaben die Beweisstellen bei- 
gefügt und diese, insofern sie in den Zeugenaussagen (evidence) befindlich 
sind — , durch die laufende Nummer der betreuenden Frage und Antwort 
benannt (z.B. Report etc. Evidence. Qnestion Nr. 2131). Der Kürze wegen 
ist oft nur die Nummer der bezüglichen Frage und Antwort neben die An- 
gabe gesetzt (z. B. Evid. Nr. 3526) oder auch nur (73). Eine solche der 
Angabe beigefügte eingeklammerte Zahl bedeutet also die Nummer der Frage 
und Antwort in dem Ausschussberichte, welcher sich über den besprochenen 
Gegenstand verbreitet. In den • Beilagen der Ausschussberichte sind noch 
eine Menge wichtiger statistischer Nachrichten , insbesondere über die Er- 
gebnisse der Einkommensteuer, mitgetheilt. Noch" weitere solcher Nach- 
richten (returns) werden dem Parlament jährlich eingereicht und auf dessen 
Befehl gedruckt. Dieselben werden durch eine Nummer, sowie durch das 
Datum der Druckordre bezeichnet. Die statistischen Nachrichten, welche uns 
von dem allgemeinsten Interesse erschienen , haben wir in einer (im nächsten 
Hefte folgenden) Tabelle zusammengestellt. Ausser diesen Parlaments- 
papieren sind die Verhandlungen des Hauses selbst für den Gegenstand sehr 
lehrreich, insbesondere die ausführlichen Darlegungen des jedesmaligen Fi- 
nanzministers über den Zustand des Staatshaushaltes (financial Statements} 
bei Gelegenheit des Antrags auf die Bewilligung der erforderlichen Steuern. 
Wir heben vorzüglich hervor die Reden Peels am 11. März 1842, in welcher 
er die Einführung der Einkommensteuer beantragte , und die Gladstones 
vom 18. April 1853, in welcher er es zwar für unumgänglich erklärte, die 
Einkommensteuer noch bis zum Jahre 1860 beizubehalten, indess zugleich 
seine Ansicht entschieden dahin aussprach, dass dieselbe keinen dauernden 
Platz in dem englischen Steuersysteme einnehmen dürfe. 
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insbesondere die preussischen, behalten wir uns für eine andere 
Zeit und Gelegenheit vor. 



In der nachfolgenden Darstellung wollen wir nach einer 
kurzen Beschreibung des allgemeinen Charakters der 
Steuer zuerst von den Behörden handeln , welche bei ihrer 
Veranlagung thälig sind, darauf die Grundsätze Tür die Fest- 
stellung des steuerpflichtigen Einkommens (im Gegensatz zum 
Roh - Einkommen etc.) erörtern und endlich das Verfahren 
beschreiben, welches bei der Ermittelung der Einkommens be- 
folgt wird. Einer besonderen Darstellung bedarf das Verfahren, 
welches bei Bewilligung von St euerbefreiungen und Rück- 
erstattungen stattfindet. Darauf gehen wir zur Prüfung der 
Ergebnisse der Steuer über und unterwerfen dann die Vor- 
schläge einer Umgestaltung derselben einer näheren Er- 
wägung, um hieran schliesslich einige allgemeine Bemer- 
kungen über die Stellung, welche der Einkommen- 
steuer anzuweisen ist, zu knüpfen. 



Gegenstand und allgemeiner Charakter der Steuer. 

Gegenstand der Besteuerung ist alles Einkommen, aus wel- 
chen Quellen dasselbe auch fliessen möge, oder auf welche 
Weise dasselbe erworben werde. Eine Ausnahme findet nur 
insofern statt, als Personen, deren Gesammt - Einkommen die 
Summe von 150 /. = 1000 Thlr. (seit dem Sommer 1853 von 
100 /.) nicht erreicht, einen Anspruch auf gänzliche Steuerbe- 
freiung haben. 

Zu bemerken ist dabei, dass das Gesetz — obschon im All- 
gemeinen ohne Zweifel die Absicht ist, nur das Rein-Ein- 
kommen zu treffen — dennoch nicht eine allgemein gültige 
(wissenschaftliche oder theoretische) Definition aufstellt, 
was unter Rein-Einkommen zu verstehen sei. Das Gesetz ent- 
hält vielmehr nur praktische Bestimmungen, auf welche Weise 
das steuerpflichtige Einkommen ermittelt , welche Abzüge 
von dem Gesammteinkommen gestattet sein sollen. Diese Regeln 
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sind je nach den Quellen, aus welchen das Einkommen entspringt, 
wie unten näher angegeben werden wird, sehr verschieden, und 
ihr Erfolg ist, wie wir sehen werden, in vielen Fällen der, dass 
das der Steuer unterworfene Einkommen von dem, welches man 
im wissenschaftlichen Sinne reines Einkommen nennen würde, 
nicht unerheblich abweicht. 

Von dem nach Anleitung des Gesetzes ermittelten und fest- 
gestellten steuerpflichtigen Einkommen wurde bis zum Jahre 1853 
glcichmässig eine Abgabe von 7 d. auf das Pfund Sterling er- 
hoben. Nachdem durch die Akte 16 et 17. Vict. c. 34 (28. Juni 
1853) die Grenze für die Steuerfreiheit auf 100 /. herabgesezt 
ist, wird ein Einkommen zwischen 100 und 150 /. mit einem 
geringeren Steuersatze, nämlich mit 5 d. auf das Pf. St. be- 
troffen. Diess beträgt für ein Einkommen über 1000 Thlr. nicht 
voll 3°/o (2, 9 ' 6 ) und föi" ein Einkommen zwischen 666—1000 
Thlr. sehr wenig über 2% (2, m ~). 

Ein charakteristischer Zug der englischen Einkommensteuer, 
welcher sie von der in Preussen bestehenden wesentlich unter- 
scheidet und das ganze Verfahren bei der Ermiltelung des steuer- 
pflichtigen Einkommens bedingt, besteht darin, dass man das 
Einkommen bei seinen Quellen ergreift, ohne weitere Unter- 
suchung wie es sich vertheill und in welche Hände es fliesst. 

Das Ziel und Bestreben des englischen Systems ist nicht 
das Gesammteinkommen einer jeden steuerpflichtigen P e r- 
son zu ermitteln und darnach die von ihr zu enlrichtende Steuer 
(in einem Gesammlbetrage) festzustellen, sondern vielmehr 
den (steuerpflichtigen) Ertrag jedes Grundstückes, jedes 
Gewerbes oder gewinnbringenden Geschäftes einzuschätzen 
und die darauf fallende Steuer zu bestimmen. Das Gesetz ordnet 
an, dass der Inhaber eines Grundstückes, Geschäftes u. s. w. die 
ganze — nach dem Erlrage desselben festgestellte — Steuer 
zu entrichten habe und dafür verantwortlich sei; es ermächtigt 
ihn dagegen diejenigen, welche in der einen oder andern Form 
einen Antheil an dem Ertrage des Grundstückes, Geschäftes u. s. f. 
haben, durch entsprechende Abzüge zur Verhältnis smässigen 
Ueber nähme der Steuer mit heranzuziehen. Doch nehmen 
die Behörden von der Auseinandersetzung der Betheiligten über 
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den von einem jeden zu übernehmenden Steuerantheil keine 
Kenntniss, es sei denn, dass diese sich darüber nicht einigen 
können, und selbst die ( schiedsrichterliche) Entscheidung einer 
Behörde in Anspruch nehmen. 

So ist z. B. der Inhaber eines Grundstückes (ähnlich, als 
wenn es sich um Auferlegung einer Grundsteuer handelte), ver- 
pflichtet, die ganze, nach dem Ertrage desselben festgestellte 
Steuer zu entrichten, sowohl den Theil, welchen nach der Ab- 
sicht des Gesetzes der Grundherr als den, welchen der 
Pächter (Miether oder Nutzniesser), zu zahlen hat. Ob der 
Inhaber zugleich Eigenthümer des Grundstückes oder nur 
Pächter und wer dann sein Grundherr ist, bildet, — insofern 
es nicht für die Einschätzung des Ertrages von Wichtigkeit ist 
— keinen Gegenstand der Untersuchung. Ebenso ist es für die 
Feststellung der von diesem Grundstück zu entrichtenden Steuer 
durchaus gleichgültig, ob Schulden darauf eingetragen sind 
oder nicht. Dagegen ist der Inhaber des Grundstückes ermächtigt, 
dem Grundherrn (Eigenthümer) an der Pachtsumme oder Miethe 
und dem Gläubiger an den zu zahlenden Zinsen wegen der für 
sie vorgeschossenen Steuer einen entsprechenden Abzug zu 
machen. 

Dasselbe gilt für die in einem Gewerbe angelegten fremden 
Kapitalien. 

Nach demselben Grundsatz sind die öffentlichen Anstalten, 
sowie die Gesellschaften und Korporationen, welche Zinsen 
und Dividenden an die Inhaber öffentlicher Papiere, Aktien 
u. dgl. zu zahlen haben, verpflichtet, dabei die betreffende Steuer 
zurückzubehalten. Endlich wird bei den von Behörden und An- 
stalten zu zahlenden Gehältern und Pensionen sofort bei 
der Auszahlung der entsprechende Abzug gemacht. 

Bei diesem Verfahren ist es nicht nöthig, Jemand darüber 
zu befragen, ob er im Besitz von Staatspapieren, Schuldforderungen 
an Privatpersonen oder im Genüsse einer Rente u. s. w. sei , da 
dieses Einkommen mittelbar besteuert wird, es sei durch Ab- 
züge an den zinszahlenden Kassen oder von Seiten der Schuldner, 
Pächter, oder sonst zur Zahlung der Rente Verpflichteten. Nur 
in Beziehung auf Einnahmen anderer Art, welche nicht auf diesem 
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Wege ergriffen werden können, wie hinsichtlich der Zinsen aus 
ausländischen Papieren oder von Kapitalien, die in den Kolo- 
nien (vor 1853 auch in Irland} angelegt sind, wird man be- 
sonders befragt. 

Im Uebrigen ist man über seine Schuld und Vermögens- 
verhältnisse zu Angaben nicht verpflichtet. 

Die Engländer nennen daher ihr System der Besteuerung 
des Einkommens mit Recht ein indirektes. 

Dasselbe überhebt allerdings in grosser Ausdehnung der 
Notwendigkeit eines tieferen, meistens nur ungern geduldeten 
Eindringens in die Privatverhällnisse. 

Auf der andern Seite gewinnt die Finanzbehörde auf diesem 
Wege nicht eine so klare Uebersicht und vollständige Kennlniss 
der Steuerkräf(e jedes Einzelnen und der ganzen Nation, als 
diess in der Regel für eine natürliche Folge und als ein Neben- 
gewinn der Einkommensteuer angesehen wird. 

Die Steuerbehörden bringen streng genommen von keinem 
einzigen Steuerpflichtigen die Summe seines Gesammteinkommens 
in Erfahrung '). 

Denn die Kommission , welche die Güter des Herzogs von 
Sutherland in Slaflbrdshire einschätzt, hat keine Kcnntniss davon, 
ob er auch Renten aus Shropshire bezieht. Bei Ermittelung des 
Ertrages einer Baumwollenspinnerei in Manchester wird in keiner 
Weise untersucht, ob der Eigentümer noch fernere Anlagen in 
Lecds oder Glasgow hat, oder im Besitz von Eisenbahnaktien, 
Consols oder Hypotheken ist. 

Die Behörden sind hiernach ausser Stande, eine Uebersicht 
sämmllicher Steuerpflichtigen nach der Höhe ihres Einkommens 
oder der im Ganzen von ihnen gezahlten Steuer aufzustellen *J. 

1) Nur die Personen, welche die Steuerfreiheit für sich in Anspruch 
nehmen, sind verbunden, nachzuweisen, dass ihr Gesammteinkommen den 
steuerpflichtigen Betrag nicht erreicht. Diese gehören indes« streng ge- 
nommen nicht zu der Zahl der Steuerpflichtigen. 

2) Kur in Beziehung auf eine Klasse der Steuerpflichtigen, die Gewerb- 
treibenden, hat man ähnliche Zusammenstellungen, aus welchen einige Nach- 
richten in der Beilage mitgetheilt werden sollen. Doch ist dabei zu bemerken, 
dass die Angabe über Steuer und Einkommen der betreffenden Personen sich 
nur auf ihr Einkommen aus Gewerbebetrieb allein bezieht. In den meisten 
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Unvermeidliche Folge des in der angedeuteten Weise durch- 
geflilirten Systems einer indirekten Besteuerung ist die Not- 
wendigkeit, die bereits erhobene Steuer in grosser Ausdehnung 
wieder zurückzuzahlen. 

Da die von öffentlichen Kassen, Aktiengesellschaften u. s. w: 
gezahlten Zinsen und Dividenden mit dem gesetzlichen Abzüge 
belegt werden ohne weitere Untersuchung, ob sie in die Hände 
des Armen oder Reichen gehen, da ferner auch jeder Schuldner 
ermächtigt (und verpflichtet) ist, seinem Gläubiger bei den an 
ihn gezahlten Zinsen die betreffende Steuer in Anrechnung zu 
bringen, ohne Rücksicht darauf, ein wie hohes Einkommen der- 
selbe beziehe, so tnuss das Gesetz gestatten, dass alle diejenigen, 
welche weniger als 150 (oder jetzt 100) /. an Einkommen 
haben , die (auf indirektem Wege) von ihren Renten erhobene 
Steuer wieder zurückfordern. Diess veranlasst ein eben so 
weilläufiges als lästiges Verfahren, welches wir unten näher be- 
schreiben werden. 

Tausende von Bänden sind bereits mit Verhandlungen über 
die Steuerrückerstattungen angefüllt und die Zahl derselben ver- 
mehrt sich jährlich um einige hundert. 

Als die Einkommensteuer der Hauptsache nach in ihrer 
gegenwärtigen Gestalt durch Pitt zuerst eingeführt wurde, um- 
ging man diese Schwierigkeit, indem man bei Einnahmen an 
Renten (from realized properfy) überhaupt keine Ausnahme von 
der Besteuerung gestattete. Auch gegenwärtig gehen die Ver- 
besserungsvorschläge der Männer, welche praktisch mit der 
Besteuerung des Einkommens zu thun haben , vorzüglich dahin, 
die Steuerbefreiungen in Bezug auf Einkommen an Renten gänz- 
lich aufzuheben. Indess hat bis jezt der Gesichtspunkt der Bil- 
ligkeit und Milde gegen die Steuerpflichtigen den fiskalischen 
überwogen. 



Fällen dürften die Steuerpflichtigen noch aus anderen Quellen, wie aus dem 
Besitz von Papieren, Gütern, Häusern etc. Einkommen beziehen. 
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II. 

Behörden für die Veranlagung und Erhebung der Steuer. 

Nach dem einstimmigen Zeugniss aller Personen, welche 
vor dem Parlamentsausschuss sich darüber auszusprechen Veran- 
lassung hatten, ist der Organismus der bei der Einschätzung 
und Erhebung der Einkommensteuer Ihätigen Behörden vortrefflich. 
Sowohl die Finanzverwaltung als die Steuerpflichtigen sind mit 
der Wirksamkeit derselben im Allgemeinen höchlich zufrieden. 
Die etwa vorkommenden Beschwerden in dieser Beziehung treffen 
entweder Schwachen der Personen oder untergeordnete Punkte, 
deren Abänderung nach Maassgabe der Erfahrung keine Schwie- 
rigkeiten darbietet. Es ist daher umsomehr von Interesse , der 
Verwaltungsmaschinerie auf diesem Gebiete eine nähere Betrach- 
tung zu widmen , als man daraus in einem anschaulichen Beispiel 
entnehmen kann , . worin das mit Recht so gerühmte selfgovern- 
ment der Engländer besteht und worauf es beruht. 

Bei der Veranlagung und Erhebung der Einkommensteuer 
konkurriren nach dem in England überhaupt vorherrschenden 
Herkommen Begierungs- und Lokalbehürden, in der Art, dass 
die Lokalbehörden nicht zu blossen Verwaltungsorganen herab- 
sinken und zu wohlfeilerer Verrichtung untergeordneter Funk- 
tionen benutzt werden, vielmehr beide Theile eine ebenso selbst- 
ständige als bedeutende Stellung einnehmen, und dass ihre beider- 
seitigen Unterbeamten sich zu gemeinsamer Vorbereitung 
der zu entscheidenden Angelegenheiten vereinigen. 

Die Aufgabe der Regierungsbehörden ist es im Allgemeinen, 
die Prinzipien des Gesetzes zu erläutern, die Wege zur ge- 
eigneten Ausführung desselben anzugeben und zu ebenen, endlich 
dessen Beobachtung zu überwachen. Sie belehren, unterstützen 
und erinnern die Lokalbehörden, ohne jedoch Vorgesetzte 
derselben zu sein. Die Lokalbehörden entscheiden durchaus 
selbstständig über die Anwendung des Gesetzes auf den ein- 
zelnen Fall. Theils nach allgemeinem Brauch, theils der eigen- 
tümlichen Beschaffenheit ihrer Aufgabe wegen ist bei der Aus- 
übung ihrer Pflichten ihrem freien und verständigen Ermessen 
ein sehr weiter Spielraum eingeräumt. Bei der Benutzung des- 
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selben sind sie weder an die Ansichten und Weisungen einer 
vorgesetzten Behörde gebunden , noch irgend einer Verantwort- 
lichkeit unterworfen. Endlich erfreuen sich die Lokalbehörden 
der Unterstützung besoldeter, von ihnen ernannter 
Unterbeamten, auf denen die eigentliche Last und Mühe der Ge- 
schäfte ruhet, so dass den Lokalbehörden selbst im Wesentlichen 
nur die Entscheidung der vorbereiteten Angelegenheiten und 
die K o n t r o 1 e der Subalternbeamten obliegt. Eine höchst wichtige 
einflussreiche und selbstständige Stellung; jede Belehrung 
von Seiten der Regierungsbehörden und jede Hülfe von 
Seiten besoldeter Beamten, welche zur gewissenhaften und 
erfolgreichen Ausübung der übernommenen Pflichten erforderlich 
ist; ein massiger Anspruch an die, jedem Geschäflsmanne oder 
sonst in einem eigenen Lebensberuf stehenden Manne so kost- 
bare Zeit, das sind die haltbaren Grundlagen, um die Ueber- 
nahme einer Stelle in der Lokalbehörde zu einem wirklichen 
Ehrenamte und einer Ehrenpflicht machen zu können. 

Unter den 

A. Regierungsbehörden 
nimmt 

1) das Amt für die einheimischen Steuern 
(Board of Inland Revenue) 
zu London (Sommersethouse , das frühere Stempel- und Steuer- 
Amt) die erste Stelle ein. Demselben liegt die obere Leitung 
aller der Regierung hinsichtlich der Einkommensteuer zufallenden 
Pflichten, und die Aufsicht über die Regierungsbeamten ob. 

Es entscheidet bei entstehenden Zweifeln über den Sinn und 
die Absicht des Gesetzes, entwirft die Anweisungen über dessen 
Handhabung, sowie die dabei zu benutzenden Formulare, die 
Schemate für die Selbstschätzungen u. s. w., bestellt und befördert 
die Steuerbeamten der Krone (surveyors und inspectors) u. s. f. 
Die Mitglieder dieser Finanzbehörde sind zugleich zu Special- 
kommissarien für die Ausführung der Einkommensteuerakte 
ernannt und mit allen Vollmachten ausgestattet, welche das Ge- 
setz diesen Beamten verleiht. Doch werden die Pflichten und 
Geschäfte , welche die Einkommensteuerakte den Specialkommis- 
sarien auferlegt, der Regel nach nicht von den Mitgliedern 
des Generalsteueramtes, sondern von drei besonders zu diesem 
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Zwecke ernannten Personen ausgeübt. Die Mitglieder des Amtes 
fungiren nur ausnahmsweise — im Vertretungsfalle oder zur 
Aushülfe — als Specialkommissarien. Die Pflichten dieser 

8) Speelalltommlis arten (Special-Cemmit$ion*ri for the purpotes of tkt Act} 

trennen sich in zwei Hauptzweige. Einmal sind sie dazu be- 
stellt, um das Ausnahmeverfahren bei der Feststellung 
der Steuer, zu welchem in der Akte Gelegenheit geboten, oder 
welches durch die Beschaffenheit der Umstände bedingt ist, zu 
leiten. Dahin gehört die Einschätzung derjenigen Gewerbetrei- 
benden (Steuerpflichtigen unter Tit. D der Akte, siehe unten), welche 
ihre Vermögensverhältnisse lieber von Regierungsbeamten statt 
von ihren Standesgenossen (der Lokalbehörde) untersucht und 
beurtheilt sehen wollen. Unter denselben Gesichtspunkt fällt die 
Abschliessung von Verträgen über die Zahlung einer zu verein- 
barenden Steuersumme für den Zeitraum von 3 Jahren , wozu 
die Akte Ermächtigung ertheilt (5 et 6. Victor, c. 35. § 130—32. 
143). Endlich ist hierhin die Besteuerung des Einkommens zu 
rechnen, welches vom Auslande bezogen, jedoch in England 
ausgezahlt wird (5 et 6. Victor, c. 35. § 23. 29). 

Der andere Hauptzweig ihrer Thätigkeit umfasst die Ge- 
nehmigung der Rückerstattungen der auf indirektem Wege 
bereits gezahlten Steuern an Personen , deren Einkommen unter 
150/. beträgt; die Gewährung der Steuererlasse, welche die 
Akte Grundbesitzern in Unglücksfällen und bei erlittenen 
Verlusten unter näher angegebenen Bedingungen zu bewilligen 
gestattet und die Prüfung der Ansprüche auf Steuerfrei- 
heit, welche nach den Bestimmungen des Gesetzes von Vereinen 
zu gegenseitiger Unterstützung, Sparkassen, milden Stiftungen, 
den Verwaltungen des Kirchenvermögens u. s. w. erhoben werden 
(5 et 6. Victor, c. 35. § 60. 62. 98). 

Die Specialkommissarien haben sich in diese beiden Haupt- 
zweige ihrer Thätigkeit in der Art getheilt, dass zwei derselben 
mit der Veranlagung der Steuer nach dem Ausnahmever- 
fahren und der Entscheidung der hierauf bezüglichen Berufungen 
beschäftigt sind, der dritte die Ansprüche auf Steuerbe- 
freiung oder Rückerstattung derselben zu erledigen hat. 
Für jede Abtheilung besteht ein besonderes Bureau; für die 



der englischen Einkommensteuer. 211 

Einschätzung sind 4, in dem Bureau für Bewilligung 1 der Steuer- 
befreiungen und Rückforderungen 25 —29 Beamte erforderlich 
Cef. Report front the Select Commiltee on tke income and pro- 
perty tax: Evidence, Questions 152. 153. 160 — 162. 545. 
585-87. 1075-76. 1145—50). 

Die drei ausserordentlichen Specialkommissarien werden von 
der Krone auf Zeit ernannt und empfangen eine Besoldung von 
600 l. Die Besoldung der Schreiber steigt nach Alter und Rang 
von 100 bis zu 200 /. 

Den Überwiegend grösseren Theil des Jahres sind die Spe- 
cialkommissarien an ihre Bureaus in London gefesselt. Nur 
ein-, höchstens zweimal im Jahre reisen die beiden mit der 
Einschätzung beschäftigten Kommissarien im Lande umher, um 
an Ort und Stulle über die Berufungen zu entscheiden (1106). 

Nachdem die Einkommensteuer (im Jahre 1853) auch auf 
Irland ausgedehnt ist, woselbst es an den Elementen zur Bil- 
dung selbstständiger Lokalbehörden fehlt, hat man dort das ganze 
Veranlagungsgeschäft den Specialkommissarien (mit ihren Hülfs- 
organen den Steueraufsehern) übertragen (16 et 17. Victor, 
c. 34. § 12. 14. 16. 20—24). 

Während sonach in Grossbritannien dem Amte für die in- 
neren Steuern mit den Specialkommissarien die centrale Leitung 
aller Geschäfte obliegt, ist der 

8) Steueraufseher (Sunegor) i) 

das Organ der Regierung, um auf die Tliätigkeit der Lokal- 
behörden bei Feststellung der Steuer den nöthigen Einfluss 
zu üben. 

Die Aufseher sind Beamte, welche schon vor der Einführung 
der Einkommensteuer für die Erhebung der inneren Steuern — 
im Gegensatz gegen die Zölle — insbesondere der dauernden 
direkten Steuern (assessed taxes) vorhanden waren und denen 
nun auch die durch die Einkommensteuer veranlassten Geschäfte 
übertragen wurden. England und Schottland ist für die Zwecke 

1) Ueber die Stellung und Thatigkeit der Steueraufseher vergleiche 
insbesondere 5 et 6. Victor, c. 35. $ 37. 49. 57. 161. Report front the 
Sehet Commiltee etc., Evidence, Qn. 164—178. 743. 762.1315—1349. 1354. 
1360. 1360. 1371. 1518—1531. 



212 Grundzüge und Ergebnisse 

der Steuerverwallung in 140 Bezirke getheilt, deren jedem ein 
Aufseher vorsteht. Die Zahl dieser Stellen ist bei Einführung 
der Einkommensteuer nicht vermehrt; dagegen sind den vor- 
handenen Beamten 80 Supernumerarien zugesellt, aus deren Zahl 
die erstehenden Vakanzen besetzt werden. Die Geschäftskreise 
der Sleueraufseher sind an Umfang und Bedeutung sehr ver- 
schieden von einander. Die City von London, Städte wie Liver- 
pool und Manchester haben einen Aufseher für sich; der Auf- 
seher von Birmingham hat noch 52 ländliche Kirchspiele unter 
sich. Im Durchschnitt hat ein Aufseher etwas über 100 Kirch- 
spiele zu besorgen. In England und Wales sind die Steueraufseher 
in 6 verschiedene Klassen getheilt, je nach der Wichtigkeit ihres 
Postens und ihre Besoldung steigt von 160 bis 400 /. Die 
nächste Aufsicht über sie als Vorgesetzte führen die Steuerin- 
spectoren (inspectors), deren 10 in England und Schollland sind 
(2 für London, 8 für das übrige Land; 1335—39). 

Die Aufgabe des Aufsehers ist, bei dem regelmässigen Ein- 
schätzungsverfahren die Interessen der Regierung wahrzunehmen 
und dabei die Lokalbehörden zugleich in der pflichtgemässen 
Ausübung ihres Amtes auf das Wirksamste zu unterstützen. 

Zu dem Ende prüft er die von den Unterbeamten der Lokal- 
behörden vorbereiteten Steuerrollen , sowohl in Beziehung auf 
die Sorgfalt ihrer Anfertigung, als in Hinsicht auf die Ange- 
messenheit des darin vorläufig angegebenen Einkommens des 
Steuerpflichtigen. Er bemerkt die darin vorgekommenen Ver- 
sehen, macht auf die übergangenen Steuerpflichtigen aufmerk- 
sam, giebt sein Gutachten über den angegebenen Betrag des 
Einkommens, sowie über den etwa erhobenen Anspruch auf 
Steuerbefreiung und wohnt allen Sitzungen der Kommissarien 
bei; sowohl denen, in welchen das Einkommen zuerst einge- 
schätzt, als denen, in welchen über die Appellationen der Steuer- 
pflichtigen entschieden wird. In der Regel einigen sich die 
Kommissarien mit dem Steueraufseher über den Betrag der fest- 
zustellenden Steuer und seine Ansicht ist auf ihre Entscheidung 
von dem grössten- Einfluss (2898; 3045). Doch hat der Auf- 
seher nur eine berathende Stimme. Er kann — gleich den 
Steuerpflichtigen selbst — gegen die erste Einschätzung appel- 
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liren; er kann, wenn es sich um Grundsätze und Auslegungen 
des Gesetzes handelt, eine Erläuterung desselben von Seiten der, 
Centralbehörde veranlassen (2468. 2469}. 

Allein die schliessliche Entscheidung über dieThatsachen 
und sonach über die von einer bestimmten Person zu zahlende 
Steuer steht dem Kollegium der Generalkommissarien — 
der obersten Lokalbehörde — zu. (Vgl. unten über das Verfahren 
der Einschätzung vor den Generalkommissarien.) 

Bei dem ausserordentlichen Einschätzungsverfahren vor 
den Specialkommissarien sind die Steueraufseher die Be- 
amten, denen auch die erste Vorbereitung für die Einschätzung 
der betreifenden Personen anheimfällt, oder durch welche die 
Specialkommissarien die nöthigen Erkundigungen über die in 
Frage kommenden Verhältnisse der Steuerpflichtigen einziehen. 
(Vgl. unten über das Verfahren der Einschätzung vor den Special- 
kommissarien.) * 

Desgleichen sind die Steueraufseher die Beamten, durch 
deren Hülfe die Specialkommissarien die Steuerpflichtigen in 
Irland einschätzen. Sie haben dort alle Pflichten zu erfüllen, 
welche in Grossbritannien den Lokalbeamten anheimfallen (16 et 
17. Viel. c. 34. § 16. 20. 24). Die Steueraufseher beziehen 
eine feste Besoldung und haben keinen Anlheil am Steuerer- 
trage, so dass sie durch keine Aussicht auf persönlichen Gewinn 
zu einem fiskalischen Verfahren angereizt werden (1630 — 33). 

B. Lokal-Behörden. 

1) Generalkommliaarien >)■ 

Die obere Leitung aller auf die Feststellung und Erhebung 
der Einkommensteuer in einem bestimmten Bezirk bezüglichen 
Angelegenheiten steht dem Kollegium der Generalkommis- 
sarien zu , welches aus nicht mehr als 7 und nicht weniger 
als 3 Ortseinsassen gebildet wird. Bei Einführung der Ein- 
kommensteuer (1842) traten die Kommissarien für die Landtaxe 
nach Anordnung des Gesetzes innerhalb der Bezirke, welche für 



1) Ueber die Pflichten und Befugnisse der Generalkommissarien vergleiche 
im Allgemeinen die Akte 5 et 6. Vict. c. 35. % 4, 5 et 10 und Report from 
theSelectCommitteeetc, Evidenee,Q. 125—37. 743—47. 757—66. 1518-60. 
ZnUcbr. für StaaUw. 1854. 5U Heft. 15 
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die Verwaltung der Landtaxe bereits bestanden oder von der 
Centralbehörde bestimmt wurden, zusammen, und fertigten eine 
Liste der Ortseinsassen an, welche theils das Amt eines General- 
kommissärs für die Einkommensteuer sofort Übernehmen, theils 
im Falle einer Vakanz eintreten sollten. Sie hatten dieselben 
zunächst aus ihrer eigenen Mitte zu wählen, und in Ermangelung 
der nöthigen Zahl aus anderen Einsassen, welche ein Reinein- 
kommen von mindestens 200 /. aus Grundeigentum oder be- 
weglichem Vermögen bezogen '_). 

Seit dem Jahre 1842 treten die Landtaxkommissarien nach 
Anordnung der Centralbehörde nur von Zeit zu Zeit zusammen, 
um die Listen der qualificirten Personen zu ergänzen. 

Die Auswahl aus dieser Liste, um ausgeschiedene Mit- 
glieder zu ersetzen, steht dagegen dem nunmehr gebildeten Kol- 
legium der Generalkomm issarien selbst zu. Für London 
und einige der angesehensten Städte sind noch besondere Be- 
stimmungen über die Bestellung der Generalkommissarien er- 
gangen. 

Neben den Kommissarien der Landtaxe ist hier auch dem 
Stadtralh und den Friedensrichtern; für die City von London 
ausserdem noch den Direktoren der Bank , sowie den ange- 
sehensten Handelsgesellschaften — z. B. der Oslindischen und 
Südsee-Kompagnie, den bedeutendsten Versicherungs- und Docks- 
Gesellschaften — das Recht verliehen, je zwei Generalkommis- 
sarien zu ernennen (5 et 6. Viel. c. 35. § 5). Der Zweck ist, 
Männer, die mit allen wichtigen Geschäftszweigen des Ortes ver- 
traut sind, in ein Kollegium zu vereinen. In den Städten werden 
in der Regel angesehene Gewerbtreibende — häufig solche, die 
sich von den Geschäften zurückgezogen haben — und Mitglieder 
des Stadtrathes; auf dem Lande die angesehenen Grundbesitzer 
zu Generalkommissarien erwählt (3119. 3120). 

Das Amt ist ein unentgeltliches Ehrenamt und dauert für 
die Zeit eines Jahres. Doch werden die im Amt befindlichen 



1) 5 et 6. Victor, c. 35. $ 4. 5 et 10. Die Kommissarien für die Land- 
taxe bestehen ebenfalls aus vermögenden Einsassen, welche nach der Akte 
38. George 3. c. 5 sich jährlich durch eigene Wahl ersetzen und vervoll- 
ständigen. Die Friedensrichter sind ex officio Kommissarien für die Landtaxe. 
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Personen in der Regel wieder dazu berufen, falls sie nicht selbst 
ausscheiden wollen (3276). Die Bezirke, innerhalb deren die 
Generalkommissarien thätig sind, umfassen in der Regel 8 — 10 
Kirchspiele. Ein Steueraufseher sieht daher, einer Anzahl Kol- 
legien der Generalkommissarien zur Seite '). 

Die Generalkommissarien prüfen die von den — gleich zu 
erwähnenden — Unterbeamten bewirkten Einschätzungen und 
entscheiden über die Berufungen, welche theils von den 
Steuerpflichtigen, theils von dem Steueraufseher dagegen einge- 
legt werden. Sie sitzen als Richter, indem der Steuerpflichtige 
und der Aufseher als Parteien persönlich vor ihnen erscheinen 
und der Sekretär ihnen als Ralh und Beistand zur Seite steht 
(2467). Um Geschäfte vornehmen zu können, müssen mindestens 
zwei zugegen sein (753). Die Generalkommissarien ernennen 
die Unterbeamten, welche ihre Thätigkeit zu unterstützen und 
die Geschäfte vorzubereiten haben: die Beigeordneten 
(additional commissioners) ; den Sekretär (clerk) ; den Steuer- 
veranlager (assessor) und den Steuereinnehmer (col- 
lector). Sie sind also in jeder Beziehung eine durchaus selbst- 
ständige, von der Finanzverwaltung unabhängige Behörde. Die 
Regierung hat weder mit ihrer Ernennung, noch mit der Be- 
stellung der Hülfsbeamten , deren sie bedürfen, etwas zu thun; 
ebensowenig ist die Thätigkeit der Generalkommissarien einer 
höheren Aufsicht, noch die Entscheidung derselben der Geneh- 
migung der Regierung unterworfen. 

S) Beigeordnete (AdMliotml-Commiitioitert) 2), 

Das Geschäft der ersten Einschätzung des Einkommens 
wird von dem Amte der Entscheidung über die dagegen 
eingelegten Berufungen strenge geschieden, und ist Auf- 
gabe der Beigeordneten (additional commissioners). Diese 
werden in beliebiger Zahl — nach der Grösse des Bezirkes und 
dem Umfange der darin vorkommenden Geschäfte — von den 
Generalkommissarien erwählt. Ihr Amt ist ebenfalls ein unent- 



1) Nach mündlicher Auskunft von Ch. Pressly, Mitglied des Centralamts 
für die innern Steuern. 

2) 5 et 6. Victor, c. 35. $ 16. 

15* 
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gellliches Ehrenamt, zu dem nur vermögende Ortseinsassen be- 
rufen werden dürfen. Doch gentigt die Hälfte des Vermögens, 
welches die Generalkommissarien besitzen müssen (also ein Ein- 
kommen von 100 /. an Renten}. Die Beigeordneten können sich 
zur Erledigung der Geschäfte in verschiedene Ausschüsse theilen; 
zwei genügen , um Geschäfte vornehmen zu können (2491). 
Mehr als sieben dürfen nie zusammen verhandeln (5 et 6. Victor, 
c. 35. § 20). 

Statt besondere Beigeordnete zu ernennen, können die Ge- 
neralkommissarien auch aus ihrer eigenen Mitte einige zur Ucber- 
nahme der Geschäfte derselben, d. h. zur ersten Einschätzung 
der Steuerpflichtigen — bestellen, während die anderen über 
die Berufungen entscheiden. Es kann selbst jeder der General- 
kommissarien als Beigeordneter thätig sein, nur darf er nicht 
Über Berufungen gegen die von ihm selbst festgestellte Steuer 
entscheiden, sondern nur über die von andern seiner Kollegen 
bewirkte Einschätzung. 

3) Der Sekretär COltrk) 1). 

Der Sekretär ist der Beistand und Rath sowohl für die 
Generalkommissarien als für die Beigeordneten. Er benachrichtigt 
die Grundbesitzer und Pächter von dem Betrage ihres vorläufig 
(durch den Steuerveranlager) festgestellten Einkommens, und 
von dem Tage, an welchem sie ihre Einwendungen dagegen 
geltend machen können; er sieht die Selbstschätzungen (Dekla- 
rationen) der Gewerbtreibenden durch, trägt sie mit seinen Be- 
merkungen in ein dazu bestimmtes Buch ein, wohnt allen Sitzun- 
gen, sowohl der Beigeordneten als der Generalkommissarien bei 
und führt darin das Protokoll ; benachrichtigt die Steuerpflichtigen 
von der durch die Beigeordneten festgestellten Steuer und dem 
Tage, an welchem die Generalkommissarien Appellationen an- 
hören ; er fertigt das Duplikat der schliesslich festgestellten Steuer- 
rollen für den Steuererheber aus; bereitet die Niederschlagung 
der inexigibeln Steuerreste vor und entwirft alle amtlichen Schreiben 
der Kommissarien. 



1) 5 et 6. Victor, c. 35. § 9, 19; 183. Evidenee, 1624-29. 800. 801. 
2657 ff. 
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Genug, er führt das Protokoll und die Akten über alle Ver- 
handlungen der Kommissarien vom Anfang bis zum Ende ihrer 
Thätigkeit, und ist zugleich ihr gesetzlicher Rathgeber. Er steht 
zwischen dem Beamten der Krone (dem Sleueraufseher) und den 
Steuerpflichtigen, kennt als ein Ortseinwohner die letzteren mei- 
stens persönlich und ist durch seine amtliche Thätigkeit mit ihren 
Vermögensverhältnissen in der Regel ziemlich genau vertraut. An 
dem Ergebniss der- Verhandlungen über das Einkommen eines 
Steuerpflichtigen hat er kein allzunahes persönliches Interesse; 
daher dient er auch diesem als Rathgeber über die Schritte, 
welche er zu thun hat um Ermässigung oder Erlass seiner Steuer 
zu erlangen und klärt ihn über die Bestimmungen des Gesetzes 
auf. So trägt er wesentlich dazu bei, die Steuerpflichtigen zu- 
frieden zu stellen (1624—27). 

Der Sekretär wird von den Generalkommissarien ernannt, 
und erhält als Besoldung eine Tantieme von 2 d. auf das Pfund 
der in den Steuerrollen festgestellten Steuersumme. Die Aus- 
fälle an dieser Summe wegen inexigibler Reste oder wegen der 
von der Centralbehörde bewilligten Steuerrückerstattungen treffen 
ihn nicht (768. 769). 

Von seiner Einnahme muss er indess die Kosten seines 
Bureaus und die Besoldung der Gehülfen, deren er etwa bedarf, 
bestreiten (800. 801). 

Wenn die Kosten des Bureaus von der Regierung über- 
nommen werden, erhält der Sekretär nur 1 d. auf das Pfund 
(2712—2716). 

4) Der Steuer -Veranlager £A$$e$$orJ V). 

Die Steuerveranlager sind Kirchspielsbeamte; sie werden 
auf den Vorschlag der Kirchspielsversammlung (vestry) von den 
Generalkommissarien ernannt, in der Regel einer für ein Kirch- 
spiel; wo der Umfang der Geschäfte diess erheischt, auch mehrere. 
Man wählt vorzugsweise Männer , welche bereits Kirchspielsbe- 
amte gewesen sind, oder Gewerbtreibende, welche sich von den 
Geschäften zurückgezogen haben, und bei massigem Vermögen 
ebensowohl eine kleine Zulage als eine ihnen zusagende Be- 

1) 5 et 6. Vict. c 35. §. 36. 37. 46—49. 74. 80. Evidence, Q. 133. 
137. 763-67. 1624— 29. 2712— 16. 
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Schädigung gern annehmen (2489). Sie leisten (wie die 
übrigen Beamten) einen Eid der Verschwiegenheit und empfangen 
eine Dienstanweisung von dem Vorsitzenden der Generalkom- 
missarien, sowie ein auf Veranstaltung der Centralbehördc ge- 
drucktes Buch, welches ihnen als Führer dient '). 

Ihre Aufgabe ist, alle Steuerpflichtigen zur Einreichung einer 
Selbstschätzung aufzufordern und dieselben mit den gehörigen 
Formularen zu versehen, welche sie von dem Steueraufseher 
erhalten. Die von den Grundbesitzern und Pächtern 
hierauf eingebenden Deklarationen sammelt und ordnet der 
Steuerveranlager selbst und trägt den vom Inhaber angegebenen 
Ertrag des betreffenden Grundstückes, den zum Zweck der Ar- 
mensteuer eingeschätzten Werth desselben, und seine eigene 
gutachtliche Schätzung in ein besonderes — von der Central- 
behörde angegebenes Buch ein. Die von Gewerbetreibenden 
eingehenden Selbstschätzungen giebt er verschlossen an den Se- 
kretär (clerk) ab, und wirkt bei der Einschätzung derselben nur 
insoweit mit, als sie in seinem Kirchspiel angesessen sind und 
die Kommissarien zuziehen wollen. 

Endlich haben sie für den Steueraufseher eine alphabetische 
Liste aller derjenigen Personen anzufertigen, welche von ihnen 
zur Einreichung einer Deklaration aufgefordert sind, nebst der 
Angabe, welche derselben solche eingeschickt und welche ange- 
zeigt haben , dass sie von den Specialkommissarien eingeschätzt 
sein wollen. 

Zur Entschädigung für ihre Mühe erhalten sie eine Tantieme 
von der wirklich erhobenen Steuer im Beirage von 1 — l'/t d. 
für das Pfund (138 und 2706—11). Ihre Anstellung geschieht 
bald auf 1 Jahr, bald auf längere Zeit. 

5) Der Steuererheber (Colleetor) 2) 

ist gleich dem Steuerveranlager, ein Kirchspielsbeamter, 
und wird ebenfalls auf Vorschlag der Kirchspielsversammlung 



1) A Guide tq Ihn yroptrty and iueome lax aet etc. ig Ihe intpeelor 
General of tlamp* and laxe*. London, Clowes and Song, 14 Charing 
Orot», 1843. 4 ». 

2) Ueber da» Amt des Steuererhebers ist an denselben Stellen, welche 
Ober den Steuerveranlager bandeln, Auskunft zu finden. 
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von den Generalkommissarien ernannt. In der Regel sind der 
Steuerveranlager und Steuererheber ein und dieselbe Person, 
theils weil das Amt der Steuererhebung wesentlich dazu beiträgt, 
mit den persönlichen Verhältnissen der Steuerpflichtigen bekannt 
zu machen, theils weil es wünschenswerth ist, möglichst wenigen 
Personen die — geheim zu haltenden — Ergebnisse der Ein- 
kommensteuerverwaltung mit (heilen zu müssen. Das Amt des 
Steucrerhebers erhellt aus seinem Namen; er wird auf dieselbe 
Weise, wie der Steuerveranlager durch eine Tantieme von 1 — l '/ 2 d. 
auf das Pfund bezahlt. 

III. 
Grundsätze für die Veranlagung der Steuer. 

Leitender Grundsatz ist es — wie bereits oben bemerkt 
wurde — das Einkommen bei seinen Quellen zu ergreifen, 
ohne demselben bei seiner weitem Vertheilung folgen zu müssen. 
Man besteuert das Einkommen, welches aus Grundbesitz oder 
Gewerbebetrieb fliesst, im Ganzen, ohne Rücksicht darauf, ob 
es in einer Hand bleibt, oder ob mehrere Antheil daran haben. 
Der Pächter zahlt die Steuer für den Eigenthümer, der Kaufmann 
für den Kapitalisten, dessen Vermögen er in seinem Geschäfte 
angelegt hat und verzinst; dagegen ist der Erwerbende berechtigt, 
den entsprechenden Theil der Steuer bei der Auszahlung der 
Pachtrente , des Zinses u. s. w. abzuziehen. Jeder Schuld- 
herr,' welcher sich diesen gesetzlichen Abzug nicht gefallen 
lassen will, wird mit einer Busse von 50 /. bestraft; alle Ver- 
träge, welche zur Umgehung eines solchen Abzuges geschlossen 
werden, sind nichtig (5 et 6. Vict. c. 35. § 103). 

Von durchgreifendem Einfluss ist ferner der — ebenfalls 
schon oben erwähnte — Grundsatz, nicht eine Definition von 
dem, was unter Reineinkommen zu verstehen sei, aufzustellen, 
sondern im Gesetz selbst speciell anzugeben, welches Einkommen 
als Roheinkommen zum Grunde zu legen , und welche Abzüge 
davon statthaft seien. Der Rest ist dann der Steuer unterworfen, 
obwohl derselbe unzweifelhaft nicht überall als wirkliches Rein- 
einkommen angesehen werden kann. 
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Um beide Grandsätze durchrühren zu können, wird das ganze 
Nationaleinkommen nach der Verschiedenheit seiner Quellen und 
Beschaffenheit in 5 Hauptabtheilungen gelheilt, und es sind 
dem entsprechend in dem Gesetz in 5 verschiedenen, mit den 
Buchstaben A. B. C. D. E. bezeichneten Abschnitten oder Titeln 
die Grundsätze für dessen Besteuerung ausführlich angegeben. 

1) Der Titel (schedule) A umfasst alle Renten aus 
Grundeigentum und erblichen Gerechtsamen, einbe- 
griffen Zehnten, kirchliche Zinsen, Laudeinien, Steinbrüche, 
Bergwerke, Kanäle, Brücken, Zölle, Eisenbahnen u. s. w. f 

2) Unter Titel B gehört der Gewinn der Pächter (In- 
haber) von Ländern, erblichen Gerechtsamen und Zehnten. 
Für die Micthe von Wohnhäusern und von Waarenhäusern , die 
zum Betriebe eines bereits besteuerten Geschäfts gehören, wird 
man nicht besonders besteuert. 

3) Titel C umfasst das Einkommen an Jahr gel der n und 
Zinsen, welche aus einer unter öffentlicher Aufsicht stehenden 
Kasse gezahlt werden. Dahin gehören die Zinsen und' Jahr- 
gelder, welche die Bank von England, die Südseekompagnie, 
die Ostindische Kompagnie, die Verwaltung der Staatsschuld und 
a. m. auszahlen. Ausgenommen (und von der Steuer frei) sind 
die mit gesetzlicher Bewilligung bei öffentlichen Kassen ange- 
legten Gelder der Gesellschaften zu gegenseitiger Unter- 
stützung, der Sparbanken, milden Stiftungen, sowie die 
der Königin, und den in England accreditirten Gesandten» aus- 
wärtiger Höfe gehörenden Schuldscheine. 

4) Titel D begreift alles Einkommen aus dem Betriebe 
eines Gewerbes, sowie einer jeden gewinnbringenden Beschäf- 
tigung, welche wir nicht unter den Begriff eines Gewerbes zu 
bringen pflegen, wie z. B. Einkommen aus ärztlicher oder juri- 
stischer Praxis, Einkommen von Werkführern, Literaten etc. 
Auch wird unter diesem Titel alles Einkommen besteuert, was 
nicht bereits unter den andern Titeln besonders aufgeführt und 
besteuert ist. 

5) Unter Titel E gehören alle aus öffentlichen Kassen ge- 
zahlten Besoldungen und Pensionen von Beamten. 

Wir wollen nun etwas näher anführen, welche Normen für 
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die Schätzung des steuerpflichtigen Einkommens bei jedem dieser 
Titel und der entsprechenden Einkommenquelle gegeben sind und 
werden dabei der Kürze wegen 

1. das unter Titel A besteuerte Einkommen mit Einkommen 
aus Grundbesitz oder an Grundrenten, 

2. das unter Titel B besteuerte mit Einkommen aus Pach- 
tungen, 

3. das unter Titel C besteuerte mit Einkommen an Zinsen 
oder Kapitalrenten, 

4. das unter Titel D besteuerte mit Einkommen aus Ge- 
werbebetrieb, und 

5. das unter T i t e 1 E besteuerte mit Einkommen aus Gehältern 

bezeichnen, wenn gleich unter Titel A und D auch noch andere 

Einkommenquellen als Grundbesitz und Gewerbe, dagegen unter 

B nicht alle Pachtungen begriffen sind. 

1. Einkommen ans Grandbesitz ')• 
(Tit. A.) 

Das Gesetz bestimmt, dass der Berechnung des steuer- 
pflichtigen Ertrages des Grundeigenthumes die volle Rente 
(rack-renl) zum Grunde gelegt werden soll, für welche das 
Grundstück jährlich und unter Beobachtung des herkömmlichen 
Verhältnisses zwischen Pächter und Grundherren verpachtet 
werden kann. Nach dem Herkommen fallen in England dem 
Grundherrn gewisse Kosten der Instandhaltung — wie nament- 
lich die Reparaturen der Gebäude, Hecken, Dämme, Drains u. s. w. 
— zur Last, dagegen hat der Pächter die Kommunalabgaben — 
wie die Armensteuer, die Grafschaftssteuer und andere, zu tragen. 
In Schottland ist das Herkommen etwas abweichend, indem dort 
die Kommunalabgaben — unter diesen auch Abgaben zur Unter- 
hallung der Schulen und Kirchen — der Regel nach nicht vom 
Pächter, sondern vom Grundherrn übernommen werden 
(70. 3646-49). 

Ist durch einen besonderen Vertrag ein anderes Verhältniss 
der Vertheilung der Lasten vereinbart worden, so ist hierauf 
bei der Schätzung des steuerpflichtigen Ertrages natürlich Rück- 

1) 5 et 6. Vict. c. 35. § 60. Schedula A. Evidence 70. 1361. 1375—88. 
1424—27. 1657—1690. 2906—13. 3071—75. 3646—49. 
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sieht zu nehmen. Ingleichen wird bei einem Abschluss des 
Pachtvertrages auf längere Zeit, als auf 7 Jahre, vorausgesetzt, 
dass die gezahlte Rente nicht den vollen gegenwärtigen Pacht- 
werth des Grundstücks ausdrückt, indem in solchem Falle der 
Pächter dem Grundherrn entweder beim Antritt der Pacht , eine 
gewisse Summe zu zahlen, oder die den Grundherrn treffenden 
Lasten zu übernehmen, oder endlich durch eigene Kapitalanlagen 
das Gut zu verbessern und den Ertrag zu erhöhen pflegt (1311. 
1375—80. 2906 — 13). Von dem nach diesen Gesichtspunkten 
ermittelten vollen Pachtertrage dürfen nur die Landtaxe — wo- 
selbst diese nicht abgelöst ist, — und die öffentlichen Abgaben 
für Erhaltung der Dämme, Drains und Hecken, soweit solche 
bestehen, abgesetzt werden (1424 — 27). 

In Schottland wird nach den dort herrschenden Verhältnissen 
nur für die Landtaxe ein Abzug bewilligt (3646). Für die 
Kosten der Instandhaltung, der Versicherung gegen Feuerschaden 
und andere Verluste, der Erhebung der Renten, für Ausfälle 
und bewilligte Erlasse , für Processkosten u. s. w. darf der Grund- 
herr von der bezogenen Rente keinen Abzug machen. Auch 
hat der Grundherr bei Unfällen aller Art, welche ihn treffen 
können, keinen Anspruch auf Steuererlass. Nur wenn Sturm oder 
Wasserfluth sein Eigenthum verwüsten, räumt das Gesetz ihm 
einen solchen Anspruch ein. Die Praxis ist indess milder als 
das Gesetz, und bei Fällen eines gänzlichen Verlustes der Renten 
z. B. durch Davongehen des Pächters hat die Centralbehörde 
Steuererlass bewilligt (1657 — 90). Man sieht jedoch, dass die 
Steuer nicht nur den Ertrag trifft, welchen wir reine Grund- 
rente nennen würden. Bei Wohngebäuden, welche nach den- 
selben Grundsätzen besteuert werden, bildet dieser Punkt einen 
Gegenstand lebhafter und nicht ungegründeter Beschwerden. 
Denn nicht allein sind die baaren Auslagen Tür die Instandhaltung 
der Wohngebäude oft ziemlich beträchtlich, sondern der Regel 
nach verliert das Haus im Lauf der Zeit an Werlh. Auf beides 
wird bei der Schätzung des steuerpflichtigen Ertrages keine 
Rücksicht genommen (2483. 2484. 3664. 2504-2507. 2522—26. 
2939-51). 

In ähnlicher Weise bestimmt das Gesetz, wie der Steuer- 
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Pflichtige Ertrag von andern Arten unbeweglichen Vermögens 
berechnet werden soll. Bei Eisenbahnen, Kanälen, Bergwerken, 
Hütten, Zöllen etc. ist nach Maassgabe der eigenthümlichen Ver- 
hältnisse einer jeden dieser Arten des Eigenthumes vorgeschrieben, 
dass der Ertrag, bald des letzten Jahres, bald der Durchschnitts- 
ertrag der 3 — £ letztverflossenen Jahre die Grundlage für die 
Veranlagung der Steuer bilden soll, und welche Abzüge davon 
zu gestatten sind. Dem Ermessen der Steuerpflichtigen wie der 
einschätzenden Beamten sind für die Entscheidung darüber, was 
als steuerpflichtiges Einkommen zu betrachten sei, möglichst enge 
Grenzen gesetzt. Dabei hat man indess manche Härten nicht 
vermeiden können. Diess erhellt noch deutlicher aus den Vor- 
schriften, welche für die Schätzung 

2. des Einkommens ans Pachtungen 
(Tit. ß.) 
von Ländereien gegeben sind 1 ). Der Pächter soll nämlich in 
England die Hälfte, in Schottland nahe ein Drittheil der 
Steuer zahlen , welche der Eigentümer zu entrichten hat. Ge- 
nauer: der Pächter hat in England 3 Vi d., in Schottland 2 '/a d. 
vom Pfund der vollen Pachtrente zu steuern, der Eigentümer 
7 d. Das heisst mit andern Worten: das Gesetz regelt die 
Steuer des Pächters nach der allgemeinen Voraussetzung, dass 
derselbe in England die Hälfte, in Schottland nahe bei ein Drittel 
der an den Guisherrn gezahlten Bente als Lohn seiner Thätig- 
keit für sich beziehen werde. Das Verhältniss des Pächterge- 
winnes zur Pachtrente ist in England und Schottland verschieden 
angenommen, weil, — wie oben erwähnt wurde, — ■ der Grund- 
herr in Schollland alle öffentlichen Lasten und Abgaben zu tragen 
hat, welche in England grossentheils den Pächter treffen. Die 
an den Grundherrn zu zahlende Rente enthält also in Schottland 
noch mehr Posten, welche nur als Auslagen zu betrachten sind, 
wie in England, und ist daher verhältnissmässig höher. Der 
Gewinn des Pachters wird hiernach unter sonst gleichen Um- 
ständen in Schottland einen kleineren Theil der Rente bilden 



1) 5 et 6. Victor, c. 35. $. 63—88. Report ete. Etiienee, Q. 70. 2918. 
2719. 2930—33. Vgl. den (nicht angenommenen) Entwurf Harnes zu 
einem Berichte des Ausschusses, ebendas. 0. p. XXI. 
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als in England (70). Doch ist es klar, dass diese Schätzung' 
des Reineinkommens der Pächter überhaupt nur eine sehr sum- 
marische und rohe genannt werden kann. Zur Rechtfertigung 
dieses Verfahrens wird angeführt, dass es keinen anderen Weg 
gebe, das Einkommen der Pächter zu ermitteln, da sie im All- 
gemeinen keine Rechnungen führten (2930 — 32). Der Regel 
nach wird diese Schätzung ohne Zweifel eine massige sein, da 
man im Anfange dieses Jahrhunderts den Gewinn der Pächter 
höher, nämlich in England auf % der Pachtrente und in Schott- 
land auf Vi derselben, angesetzt und die Steuer nach diesem 
Grundsatze einen Zeitraum von mehr als 10 Jahren und im Re- 
trage von 10% erhoben hat. Dazu ist durch eine neuerliche 
Akte den Pächtern die Befugniss eingeräumt, eine Ermässigung 
ihrer Steuer zu verlangen, wenn sie nachzuweisen vermögen, 
dass ihr Einkommen ein geringeres gewesen sei '). 

Immerhin aber erkennt man, dass die Besteuerung des Er- 
trages des Grundeigenlhumes auch unter der Einkommensteuer- 
akte noch vieles von der Natur einer Grundsteuer hat und sich 
keineswegs allen Schwankungen des Reinertrages anschliesst. 
Hierhin gehört gleichfalls die Bestimmung, dass ein Grundherr 
von seiner Steuerpflicht nicht frei wird , auch wenn die Rente 
nicht eingeht , und dass überhaupt das Grundstück für die 
Steuer haftet (1658. 1659). 

Auf Pachtungen von Kanälen, Eisenwerken, Zöllen etc., 
ferner von Gebäuden, die zum Gewerbebetriebe benutzt werden, 
findet die oben angegebene Regel keine Anwendung. Man be- 
steuert den Ertrag aus dieser Art von Grundeigenthum nicht 
auf doppeltem Wege, sondern sucht den steuerpflichtigen Betrag 
im Ganzen zu ermitteln und in einem Posten zu besteuern. 

Auf der anderen Seite wird das steuerpflichtige Einkommen 
der Inhaber von Ländereien, im Falle dieselben zur Gartenkultur 
u. dgl. benutzt werden, genauer und auf demselben Wege, wie das 



1) Siehe 14 et 15. Victor, c. 12. §. 3. Von dieser Befugniss machten 
(1852) nur 1,200 Pächter Gebrauch, deren 756 ermässigt wurden. Der 
Betrag des Steuernachlasses belief sich im Ganzen nur auf 3,419 l., woraus 
hervorgeht, dass die Einschätzung der Pächter im Allgemeinen eine sehr 
milde sein muss. Return Nr. 491. 13. May 1853. 
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Einkommen von Gewerbebetrieb ermittelt, d. h. auf Grund 
von Deklarationen und näheren Nachforschungen über den wirk- 
lich erzielten. Gewinn. 
Bei der Besteurung 

3. des Einkommens an Zinsen, Zeitrenten o. s. w. 
(Tit. C.) 
welche aus öffentlichen Kassen gezahlt werden, bedarf es keiner 
weiteren Vorschriften für. die Ermittelung des steuerpflichtigen 
Betrages, da hier das ganze Einkommen ohne Abzüge der 
Steuer unterworfen ist, insofern nicht auf Grund besonderer 
Bestimmungen des Gesetzes Anspruch auf Steuerfreiheit er- 
hoben weerden kann. 

Zu bemerken ist auch hierbei, dass die Gleichstellung der 
in England ziemlich häufigen Z e i t r'e n t e n (welche nur bis zu 
einem bestimmten Jahre gezahlt werden, und daher Zinsen und 
Kapitalrückzahlungen zugleich einschliessen), mit den fortlaufenden 
Zinsen eines ungeschmälert bleibenden Kapitals (in Konsols 
u. dgl.) dem strengen Begriffe einer Steuer vom Reineinkommen 
nicht entspricht. Die Praxis hat sich hier, wie in vielen andern 
Punkten von den Bahnen einer abstrakten Theorie entfernt und 
entfernen müssen, was dann nicht verfehlt hat, lebhafte Angriffe 
auf das herrschende System hervorzurufen. 

4. Das Einkommen ans Gewerbebetrieb ') 
(Tit. D.) 
wird bei den Gewerben im engeren Sinne nach dem durchschnitt- 
lichen Ertrage des Geschäftes in den drei vorhergegangenen 
Jahren und bei gewinnbringenden Berufsgeschäften, wie bei ärzt- 
licher und juristischer Praxis etc. nach dem Einkommen des 
letztverflossenen Jahres besteuert. Auch hier ist genau ange- 
geben, welche Abzüge von dem Gesammteinkommen bei jeder 
Art gewinnbringender Beschäftigung gemacht werden dürfen. 
Man kann das in den einzelnen Bestimmungen befolgte System 
dahin charakterisiren, dass nur die baaren Auslagen, welche der 
Fortbetrieb des Geschäftes erheischt, abgesetzt, dagegen nicht 
— wie es im Geschäftsverkehr sonst allerdings üblich ist — im 



i) 5 et 6. Yictor. c. 35. J. 100—104. 133. Report ete. Evidenee, Q. 
1253—1314. 2479—86. 3252-63. . 
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Allgemeinen gewisse Prozentsätze des Betriebskapitals für Ab- 
nutzung in Anrechnung gebracht werden dürfen. Darauf, 
dass Maschinen, Schiffe elc. im Laufe der Zeit weniger gute 
Dienste leisten, an Werth verlieren, und zuletzt unbrauchbar 
werden , darf bei Berechnung des steuerpflichtigen Einkommens 
nach dem Gesetze keine, oder doch nicht die Bücksicht genom- 
men werden, welche bei Berechnung des Gewinnes unter Theil- 
habern in Anwendung gebracht werden würde (1253 — 62). 
Nur die wirklich verwandten Reparaturkosten dürfen in Ansatz 
gebracht werden, und in dem Falle, dass eine unbrauchbar ge- 
wordene Maschine durch eine neue ersetzt werden muss , ge- 
statten die Kommissäre einen Theil ihrer Kosten als Auslage in 
Abzug zu bringen. In ähnlicher Weise zieht das Gesetz ziemlich 
enge Grenzen für die Berücksichtigung, der Verluste, denen 
Gewerbetreibende ausgesetzt sind. In wie weit ausstehende For- 
derungen als unsicher betrachtet, und bei der Berechnung der 
Einnahme ausser Ansatz bleiben können , entscheiden die Kom- 
missarien oft nach anderen Grundsätzen, als Geschäftsmänner 
unter sich gellen lassen würden (1312 — 14; 16 et 17. Vict. 
c. 34. § 50 ). Bei der Feststellung des steuerpflichtigen Ertrages 
eines Geschäftes dürfen Verluste, die mit dem Betriebe des- 
selben in keiner Verbindung stehen (z. B. bei einem andern 
Geschäfte), nicht abgesetzt werden, vielmehr muss der Gewinn 
bei dem einen versteuert werden, auch wenn demselben über- 
wiegende Verluste anderweit gegenüber stehen (§ 100 der Akte 
Nr. 3. Beport etc. 3252-63. 2479—86). 

Diese Bestimmungen werden nicht weniger wie die oben- 
erwähnten bei Berechnung des steuerpflichtigen Einkommens von 
Grundeigentum , oft als unbillig empfunden , da der Gew erb- 
treibende hiernach ohne Zweifel oft mehr versteuern muss, als 
er an wirklichem Reineinkommen bezieht (2472. 2476). 

Im Uebrigen werden die Gewerbetreibenden milder behandelt, 
als die Besitzer von Grundeigenthum. Obschon sie, wie aus dem 
Obigen erhellt, verpflichtet sind, einen Voranschlag ihres zu 
erwartenden Einkommens nach den Ergebnissen der vorange- 
gangenen Jahre zu machen , und hiernach die Steuer zu ent- 
richten, so sind sie doch durch eine besondere Bestimmung der 
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Akte (§ 133} ermächtigt, eine Ermässigung oder Rückerstattung 
der Steuer zu verlangen, wenn sie, im Laufe oder am Ende des 
Jahres nachzuweisen im Stande sind, dass ihre wirklichen 
Einnahmen hinter dem Voranschläge zurückgeblieben sind. 
Dieser Vergünstigung entbehren die Grundbesitzer. 
Bei 

5. dem Einkommen an Besoldungen 
(Tit. E.) 
öffentlicher Beamten ist nur zu bemerken, dass alle Nebenein- 
künfte an Gebühren, Sportein etc. nach einem dreijährigen Durch- 
schnitte hinzugerechnet und mit besteuert werden. Dagegen 
sind sie berechtigt, alle bei der und durch die Ausübung ihres 
Amtes entstehenden Unkosten, ingleichen Gehaltsabzüge zum 
Pensionsfonds oder zur Wiltwenkasse von ihrem Einkommen 
abzusetzen (16 et 17. Vict. c. 34. $51. 54). 

IV. 
Verfahren bei Ermittelung des Einkommens. 

Ein besonderes Verfahren zur Ermittelung des Einkommens 
wird nur bei der Schätzung des Ertrages aus Grundbesitz (unter 
Tit. A und B) und aus Gewerbebetrieb (unter Tit D) erforder- 
lich, da die aus öffentlichen Kassen zu zahlenden Zinsen-, Zeit- 
re*nten , Gehälter und Pensionen etc. (unter Tit. C und E) den 
Behörden ohne Weiteres bekannt sind. 

Bei der Einschätzung des Einkommens aus Grundbesitz und 
Gewerbebetrieb hat man das regelmässige Verfahren vor den 
Generalkommissarien des Bezirkes von dem ausser- 
ordentlichen vor den Specialkommissarien der Krone 
zu unterscheiden. Wir erläutern zuerst 

1. das Verfahren vor den Generalkommissarien. 
In England und Schottland ist die Einschätzung des Ein- 
kommens aus Grundeigentum und Gewerbebetrieb der Regel 
nach.Aufgabe der Generalkommissarien des Bezirkes, 
in welchem das Grundeigenthum liegt, oder das Gewerbe b e- 
trieben wird, unter Zuziehung und mit Unterstützung der 
Unterbeamten, deren wir oben gedacht haben. Das Verfahren 
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und insbesondere die Mitwirkung der verschiedenen Unterbe- 
amten ist etwas abweichend, je nachdem es sich darum handelt, 
den Ertrag aus Grundbesitz (unter Tit. A) oder aus Ge- 
werbebetrieb (unter Tit. D) einzuschätzen. Wir beschreiben 
daher das bei jeder dieser beiden Einkommensquellen beobachtete 
Verfahren besonders. 

a) Schätzung des Ertrages aas Grundefgenthum. 
Tit. A. ») 

In der ersten Woche des April versammeln sich die Ge- 
neralkommissarien des Bezirkes jährlich, um die Steuerveranlager 
(assessors) für jedes Kirchspiel zu ernennen, oder die bisherigen 
in ihren Aemtern zu bestätigen (1354). Die zugleich an- 
wesenden Steueraufseher (surveyors) händigen den Steuerver- 
anlagern die verschiedenen Formulare nebst der gedruckten In- 
struktion (guide) ein, welche von der Centralverwaltung den 
Aufsehern zugeschickt werden, und erlheilen den Steuerveran- 
lagern noch mündlich die nöthige Anweisung über die ihnen 
obliegenden Pflichten. Bei dieser Versammlung beraumen die 
Kommissarien sogleich den Tag für ihre nächste Sitzung an 
(nach 7 Wochen bis 2 Monaten) , an welchem Termine der 
Steuerveranlager das von ihm entworfene Kataster einzureichen hat. 

In der Zwischenzeit schickt der Steuerveranlager an jeden 
Inhaber eines Grundstückes (Hauses, Landgutes etc.) die Auf- 
forderung, Über den Ertrag nach Anleitung eines beigegebenen 
Formulars die nöthige Auskunft zu ertheilen 2 ) und trägt die 
Selbsttaxe des Inhabers (falls derselbe eine solche gegeben hat), 
ferner den Ertrag des Grundstückes, wie derselbe behufs der 
Armensteuer eingeschätzt ist, endlich seine eigene Taxe, in ein 
besonders zu diesem Zwecke von der Centralsteuerbehörde aus- 
gegebenes Buch ein. Die Taxe des Steuerveranlagers dient 



1) Cf. Report ete. Emdence, Q. 1354—60. 1387—1420. 2674 ff. 2840 ff. 
3071 ff. 

2) Nach dem ihm zugestellten Formular soll jeder Inhaber eines Grund- 
stückes Auskunft ertheilen über 1) den Namen und Wohnort des Eigen- 
thumers; 2) die Bedingungen der Pacht; 3) den Betrag der Pachtrente; 
4) den jährlichen Pachtwertb (nach seiner Schätzung); 5) die gezahlte Ar- 
mensteuer; 6) den Betrag der noch nicht abgelösten Grundsteuer, 
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sowohl zur Ergänzung der etwa unierlassenen Taxe des Inhabers, 
als auch zu ihrer Berichtigung, wenn dieselbe zu niedrig aus- 
gefallen ist. Die Namen der Steuerpflichtigen (der Inhaber der 
Grundstücke) entnimmt der Steuerveranlager aus den Armen- 
steuerrollen (1357. 2854). 

Die von dem Steuerveranlager angefertigten Steuerrollen 
werden in der zuvor anberaumten Sitzung von den Generalkom- 
missarien vorläufig genehmigt (1358) und dann nebst den De- 
klarationen der Steuerpflichtigen dem Aufseher übergeben 
(2840—46). 

Diesem liegt in Beziehung auf die Prüfung des Katasters 
die Hauptarbeit ob. Er vergleicht die in das Kataster einge- 
tragenen Ziffern mit den in den Deklarationen enthaltenen, und 
den ihm von der Annensteuerverwaltung unmittelbar zugehenden 
Nachrichten, nimmt Rücksprache mit dem Steuerveranlager (2846) 
und bemerkt zuletzt seine gutachtliche Schätzung in der Steuer- 
rolle in einer besonderen dazu bestimmten Spalte (1360). 
Hierauf giebt er sämmtliche Papiere dem Sekretär der General- 
kommissarien zurück, und dieser benachrichtigt die Steuerpflich- 
tigen von dem Betrage, zu welchem ihr Grundstück eingeschätzt 
ist und an welchem Tage die Generalkommissarien ihre Einwen- 
dungen dagegen zu hören bereit sein werden. Die Generalkom- 
missarien entscheiden nach Vernehmung des Steuerpflichtigen auf 
der einen und des Aufsehers auf der andern Seite. Ist eine der 
Parteien mit dieser Entscheidung, nicht zufrieden, so hat jeder 
Theil das Recht, auf eine besondere Abschätzung des Grund- 
stücks anzutragen. Die Generalkommissarien beauftragen dann 
einen Sachverständigen (einen ordentlichen Taxator oder einen 
Kirchspielsbeamten etc.) damit und setzen demgemäss den Er- 
trag schliesslich fest '). 

Nach den übereinstimmenden Aussagen aller vor der Parla- 
mentskommission vernommenen Zeugen hat die Abschätzung des 
Grundeigenthumes keine erheblichen Schwierigkeiten. Man hat 



1) 5 et 6. Vict. c. 35. §. 81. Vergl. Report etc. Evidence 2364-72. 
Die Kosten der Taxe trägt der Appellirende , wenn der Werth des Grund- 
eigenthums über seine Angabe befunden wird, sonst die Staatskasse. 
Zeitschr. für StaaUvv. 1894. 2s Heft. 16 
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theils die Einschätzung des Ertrages behufs der Armensteuer, 
theils die Pachtkontrakte zum Anhaltspunkt (1370. 2730). 
Das eine dieser Hülfsmitlel dient zur Berichtigung und Ergänzung 
des andern (1388. 2860—67. 3665). Die Einschätzungen zur 
Armensteuer sind nicht immer von neuem Datum noch auch stets 
mit Sorgfall angefertigt (1415. 3667). Vor allen Dingen be- 
folgen die Kirchspielsbeamten bei Festsetzung des steuerpflich- 
tigen Ertrages in der Regel nicht die Grundsätze, deren Beachtung 
die Einkommensteuerakte vorschreibt, und weichen in ihrem Ver- 
fahren auch untereinander ab. Sie bewilligen Abzüge von der 
vollen Pachtrente, in Berücksichtigung der Kosten der Instand- 
haltung und öffentlicher Lasten, welche theils die Grundherren, 
theils die Pächter noch zu tragen haben, und setzen zu dem 
Ende in der Regel nur einen Bruchtheil derselben als den steuer- 
pflichtigen Ertrag an. Das dabei zum Grunde gelegte Verhältniss 
ist in den verschiedenen Kirchspielen sehr abweichend; bald 
werden 5 / 6 , bald % oder ?/ 3 , oft sogar nur die Hälfte .der vollen 
Pachtrente als Katastralertrag (für die Armensteuer) eingetragen. 
Indess gelangt man in solchen Fällen durch nähere Untersuchung 
dieses Verhältnisses bei einigen Grundstücken in der Regel 
ohne Schwierigkeit dazu, die Einschätzungen des ganzen Kirch- 
spiels berichtigen und mit denen anderer Kirchspiele auf den- 
selben Fuss setzen zu können (1371. 2867. 3096). Zur Er- 
gänzung und Berichtigung der Armensteuereinschätzungen dienen 
wie bemerkt vorzüglich die Angaben der Pächter oder Miether 
der Grundstücke (d. h. die Pachtkontrakte). Aach der überein- 
stimmenden Aussage der Beamten sind diese meistens zuver- 
lässig und genau genug, so dass. sie zur Feststellung des Er- 
trages hinreichen. Die Armensteuer wird daher von vielen 
Beamten nur dann zum Anhalt gewählt, wenn der Eigenthümer 
sein Grundstück selbst benutzt, oder der Pächter einen Vertrag 
auf längere Zeit abgeschlossen hat, so dass die von ihm gezahlte 
Pachtrente keinen genügenden Maasstab für den vollen (jähr- 
lichen) Pachtwerth abgiebt (1419. 1420. 3096. 2858). Zu be- 
sondern Abschätzungen des Ertrages zu schreiten, wird nur selten 
nöthig (1364—72). 

Jedenfalls wird durch eine solche die Sache zur Zufrieden- 
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heit der Betheiligten erlediget, da sowohl der mit Aufnahme der 
Taxe beauftragte Beamte als die Kommissarien welche dieselbe 
prüfen und genehmigen, in der Gegend ansässige und mit den 
örtlichen Verhältnissen genau bekannte Personen sind. Von Be- 
schwerden über eine so getroffene Entscheidung wird kein Bei- 
spiel berichtet (1364). 

d) Schätzung des Einkommens ans Gewerbebetrieb. 
(Tit. D.) \) 

Der Hauptunterschied des Einschätzungsverfahrens hierbei 
gegen das oben beschriebene bei dem Grundeigenthum beruht 
darauf, dass die Vorbereitung der Steuerrollen oder die erste 
Einschätzung nicht den besoldeten Beamten (dem Sleuerveran- 
lager und Aufseher) allein überlassen bleibt, sondern durch die 
Beigeordneten (addiiional commissioners) bewirkt wird. 
Der Grund liegt darin , dass es hier an ähnlichen positiven An- 
haltspunkten, wie die Armensteuer und Pachlverläge sie bei dem 
Grundeigenthum abgeben, fehlt, und die ersle Einschätzung ein 
Akt des gutachtlichen Ermessens bleibt, wobei zugleich die Ge- 
heimhaltung der von den Steuerpflichtigen selbst gemachten An- 
gaben Pflicht ist. Im Uebrigen wirken die besoldeten Unter- 
beamlen in ähnlicher Weise, wie bei der Einschätzung des Grund- 
eigentums mit. Der Steuerveranlager (assessor) empfängt 
Formulare für die von jedem Steuerpflichtigen abzugebenden 
Selbstschätzungen (Deklarationen). Er händigt dieselben nicht 
nur jedem Gewerbetreibenden, sondern auch jedem Einsassen, 
dessen Einkommen er auf 150 /. und mehr schätzt, ein. Denn 
unter Tit. D wird nicht nur der Betrieb eines Gewerbes, sowie 
jeder gewinnbringenden Beschäftigung, sondern auch jedes Ein- 
kommen (z. B. aus auswärtigen Besitzungen, Papieren etc.), welches 
nicht schon unter einem anderen Titel herangezogen ist, be- 
steuert. Die ausgefüllten Formulare (Schatzzettel oder Deklara- 
tionen) werden von den Steuerpflichtigen entweder unmittelbar 
an das Bureau der Kommissarien eingesandt, oder zwar von dem 
Steuerveranlager in dem Kirchspiel gesammelt, jedoch uneröflhet 
an den Sekretär der Kommissarien abgegeben. Der Sekretär 



1) Heforleu. EvUence, Q. 743 ff. 1517-27. 2671 ff. 2979 ff. 3121 ff. 

16* 
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öffnet die Schatzzettel und tragt die Namen, sowie das ange- 
gebene Einkommen nebst den erforderlichen Erläuterungen in 
die dazu bestimmte Steuerrolle ein. Darauf sieht der Aufseher 
dieselben durch, vergleicht sie mit den Deklarationen, und be- 
reitet sich darauf vor, gegen die ihm zu niedrig scheinenden 
Selbstschätzungen seine Einwendungen, oder falls keine 
Deklaration eingereicht ist, seine Vorschläge zu machen. 
Nunmehr wird von den Beigeordneten ein Termin festgesetzt, an 
welchem sie die Steuerpflichtigen einzeln durchgehen und ihr 
Einkommen festsetzen. Hierbei sind der Sekretär und der Auf- 
seher stets, der Steuerveranlager nur bei der Einschätzung der 
Steuerpflichtigen seines Kirchspiels zugegen. Die Steuerpflich- 
tigen selbst sind hierbei nicht anwesend. Auch bei dieser 
ersten Einschätzung kommt es vor allen Dingen auf den Eifer 
und die Umsicht des Aufsehers an. Die Beigeordneten neh- 
men auf seine Vorschläge und Ausstellungen in der Regel Rück- 
sicht (2469. 2898. 3045} Auch kann er, wenn die. Beige- 
ordneten seiner Ansicht nicht beipflichten wollen, den Fall vor 
die Generalkommissarien bringen. Eifrige Aufseher bemühen sich 
vor allen Dingen, die Steuerpflichtigen selbst zur Einreichung 
genügender Deklarationen zu bewegen, und wenden sich zu dem 
Ende wiederholt an sie, bald schriftlich, bald persönlich (2979. 
2987}. Sind diese Bemühungen ohne Erfolg, so schreitet man 
zu dem Mittel, die Steuerpflichtigen hoch einzuschätzen, um sie 
dadurch zu einer näheren Auskunft zu veranlassen (843. 3043). 
Da die Einkommensteuer gegenwärtig schon über 10 Jahre 
hindurch erhoben wird, so liegen über die Mehrzahl der Steuer- 
pflichtigen bereits Einschätzungen vor, und werden verglichen. 
Ein Herabgehen unter die vorjährige Steuer wird natürlich ohne 
besondere Gründe und genügende Erläuterung nicht gestattet. 
Dazu haben die Steuerveranlager, Steuererheber, Sekretäre, Auf- 
seher und endlich die Beigeordneten selbst im Laufe der Zeit 
eine ziemlich weitreichende Kenntniss der persönlichen Verhält- 
nisse der Steuerpflichtigen, oder mindestens der Verhältnisse 
ihres Gewerbebetriebes erlangt. Die Beigeordneten sind in der 
Regel selbst Geschäftsmänner; von vielen Gewerbetreibenden er- 
hält man gewissenhafte und ausführliche Deklarationen; so ge- 
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winnt man Vergleichungspunkte, um das Einkommen auch der- 
jenigen einzuschätzen, welche der Kommission nicht durch ge- 
nügende eigene Angaben entgegen kommen. 

Haben die Beigeordneten die Einschätzung einer Anzahl von 
Steuerpflichtigen beendet, so reichen sie die Steuerrollen den 
Generalkommissarien ein und diese setzen die Termine an, 
an welchen sie über Appellationen entscheiden wollen. Der 
Sekretär benachrichtigt die Betheiligten von dem Betrage, zu 
welchem sie eingeschätzt sind und zugleich von den Tagen, an 
welchen die Generalkommissarien ihre Sitzungen halten werden. 
In der Regel werden nur d i e Steuerpflichtigen hiervon in Kennt- 
niss gesetzt, deren Einkommen höher eingeschätzt ist, als sie es 
angegeben haben, oder bisher versteuerten. Wer gegen seine 
Einschätzung appelliren will, muss diess zuvor anzeigen, damit 
die Vorladungen geregelt werden können und nicht zu viele 
Appellanten auf denselben Termin beschieden werden. Dazu 
wird den Appellirenden vom Sekretär eine Anweisung (precept) 
zugeschickt, über welche Punkte oder Verhältnisse ihres Ge- 
schäftes sie schriftlich oder mündlich Angaben zu machen haben 
(1528). Im Uebrigen erscheinen die Steuerpflichtigen an dem 
Termine persönlich und die Verhandlungen werden münd- 
lich geführt. Die Beigeordneten sind nicht zugegen; vielmehr 
ist es Sache des Aufsehers und des Sekretärs, die Gründe der 
ersten Einschätzung anzugeben. 

Der Appellirende wird , wenn er ein Gewerbe (trade) be- 
treibt, aufgefordert, Auskunft über die Natur und den Umfang 
seines Geschäftes zu ertheilen, einen Nachweis seines Solls und 
Habens aufzustellen (3148—50) oder, wenn er durch persön- 
liche Leistungen (wie ärztliche und juristische Praxis etc., pro- 
fession) ein Einkommen bezieht, seine Reineinnahme anzugeben 
und dabei zu spezifiziren , welche Abzüge er von seiner Ge- 
samniteinnahme gemacht hat (3170 — 3200). Diese Aussagen 
werden protokollirt. Dem Steuerpflichtigen ist gestaltet, das 
Protokoll durchzusehen und seine Aussagen nachträglich zu mo- 
difiziren. Darauf kann er zur eidlichen Bekräftigung des Proto- 
kolls angehalten werden. Weigert sich der Steuerpflichtige, die 
verlangte Auskunft zu ertheilen, oder erscheint er an dem Ter- 
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mine nicht, so setzt er sich einer Erhöhung seiner Steuer bis 
zum dreifachen Betrage und einer Geldbusse bis zu 20 l. aus. 

Die Generalkommissarien sind sogar ermächtigt, andere Per- 
sonen vorzuladen und von ihnen Auskunft über die Verhältnisse 
der Steuerpflichtigen , soweit sie darüber unterrichtet sind , zu 
verlangen, selbst von den Schreibern oder sonst im Dienste und 
Geschäfte des Steuerpflichtigen stehenden Beamten (5 et 6. Vict. 
c. 35. § 123-26. Report, Evidence 1625). 

Indess wird von dieser Befugniss nur höchst selten, wenn 
überhaupt, Gebrauch gemacht. Auch begnügt man. sich gegen 
den Appellirenden in der Begel mit der Frage, ob er im Stande 
und bereit sei, seine Angaben zu beeiden , ohne zur wirklichen 
Abnahme des Eides zu schreiten (865 iF. 3148. 3189. 5056. 
5108. 5125). 

Nach Untersuchung des Falles in der angegebenen Weise 
stellen die Generalkommissarien das Einkommen des Steuer- 
pflichtigen fest und ihre Entscheidung ist schliesslich ohne irgend 
eine weitere Berufung. 

Doch haben, wie bereits erwähnt, die Steuerpflichtigen das 
Becht, im Laufe oder am Ende des Jahres den Nachweis zu 
führen, dass ihr Einkommen geringer gewesen sei, als es ein- 
geschätzt worden war und eine dem entsprechende Ermässigung 
ihrer Steuer zu verlangen (5 et 6. Victor c. 35. § 133). Die 
Einschätzungen finden im Anfange des Jahres auf Grund des 
in den Vorjahren bezogenen Einkommens statt und bedeuten daher 
das zu erwartende oder muthrnaassliche Einkommen. 

Das Gesetz verpflichtet dagegen nur zur Versteuerung des 
wirklich bezogenen Einkommens. Ist nun Jemand schon im Laufe 
des Jahres im Stande, nachzuweisen, dass sein Einkommen hinter 
dem Anschlage zurück bleiben wird, so ei massigen ihn die Ge- 
neralkommissarien alsbald und die in der ersten Hälfte des Fi- 
nanzjahres zu viel bezahlte Steuer wird bei der zweiten Bäte 
in Anrechnung gebracht. Bisweilen ergreifen die Generalkom- 
missarien selbst dieses Hülfsmittel, wenn sie durch die Aussagen 
des Steuerpflichtigen kein klares Bild von seiner Lage gewinnen 
können, ohne dass eine unredliche Absicht oder Widerwilligkeit 
bei dem Steuerpflichtigen bemerklich wird. Sie schlagen ihm 
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dann wohl selbst vor, nach einem halben Jahre wiederzukommen 
und dann aus seinen Büchern nachzuweisen, was er eingenommen 
habe (1635 — 38. cf. 950 ff.). Ist das Jahr bereits verflos- 
sen und die Steuer bezahlt, so muss der Antrag auf Rücker- 
stattung derselben bei den Spezialkommissarien gestellt 
werden, worüber wir unten handeln werden. 

2. Einschätzungsverfahren, vor den Specialkommissarien '). 

Personen , welche ein Geschäft oder Gewerbe betreiben 
(Steuerpflichtige unter Tit. D) können sich behufs ihrer Ein- 
schätzung an die Spezialkommissarien in London statt an 
die Generalkommissarien (des Bezirkes) wenden (5 et 6. Vict. 
c. 35. § 131). 

Ingleichen hat jeder durch die Beigeordneten bereits Einge- 
schätzte noch das Recht, an das Forum der Spezialkommissarien 
statt an das der Generalkommissarien zu appelliren (1547. 1550). 
Die Verhandlungen über die Einschätzung dieser Steuerpflichtigen 
werden dann allein von den Beamten der Krone mit Ausschluss 
und Umgehung der Kirchspielsbeamten und Bezirkskommissarien 
geführt. So ist allen Steuerpflichtigen , welche ihren Nachbarn 
und Standesgenossen keine nähere Einsicht in ihre Vermögens- 
verhältnisse zu gestatten wünschen, oder in ihre Einsicht, Un- 
parteilichkeit und Verschwiegenheit nicht das volle Vertrauen 
setzen, der Weg eröffnet worden, ihren Verpflichtungen gegen 
den Staat zu- genügen, ohne mit den Lokalbehörden in Berührung 
zu kommen. Im Uebrigen haben die Specialkommissarien die- 
selben Vollmachten wie die Generalkommissarien ; nur ist ihr 
Verfahren nothwendig in manchen Punkten abweichend , da sie 
nicht am Orte sind, und in der Regel keine persönliche Kenntniss 
von den Verhältnissen des Steuerpflichtigen haben (876. 877). 
Personen, welche das in Rede stehende Ausnahmeverfahren dem 
gewöhnlichen Wege vorziehen, schicken ihre Deklaration (ent- 
weder direct oder durch Vermiltelung des Steuerveranlagers) an 
den Steueraufseher Qsurveyor) mit der Anzeige, dass sie von 
den Specialkommissarien eingeschätzt zu sein wünschen. Es ist 
dann Aufgabe des Aufsehers allein, sich über die Verhältnisse 



1) Vergleiche insbesondere Evidence 1036—1313. 
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des Steuerpflichtigen näher zu unterrichten. Der Hülfe der Kirch- 
spielsbeamten kann sich derselbe in solchem Falle nur mit grosser 
Vorsicht, wenn überhaupt, bedienen, da er den Eid der Ver- 
schwiegenheit geleistet hat, und daher weder die Deklaration 
des Steuerpflichtigen andern mitlheilen, noch auch seine eigene 
Ansicht über den einzuschätzenden Betrag ohne Pflichtverletzung 
äussern darf (1609. 1610. 1612). Doch haben die Aufseher 
in der Regel selbst eine ziemlich weit gehende Kennlniss der 
persönlichen Verhältnisse in ihrem Bezirke erworben (1611). 
Der Aufseher trägt die Selbstschälzungen der Steuerpflichtigen 
nebst seiner gutachtlichen Schätzung in eine für diesen Zweck 
entworfene Tabelle ein und schickt diese nebst einem ausführ- 
lichen Berichte über jeden einzelnen Fall an die Specialkommis- 
sarien zu London (1589. 1590). Genügt den letzteren die De- 
klaration des Steuerpflichtigen nebst den Erläuterungen des 
Aufsehers nicht, so geben sie dem letzteren die Punkte an, über 
welche er noch nähere Aufklärung zu geben hat. Bisweilen, 
jedoch selten, wenden sich die Specialkommissarien an den Steuer- 
pflichligen selbst oder an andere Personen, um über dessen Ver- 
hältnisse Auskunft zu erhalten. Ihr regelmässiges Organ ist der 
Sleueraufseher (1158—72. 1183 If. 1594-96). Darauf setzen 
sie die Steuer fest. Will der Steuerpflichtige hiergegen appel- 
liren , so muss er dieses anzeigen ; ihm wird dann eine An- 
weisung (preceptj zugestellt, über welche Punkte er eine nähere 
Auskunft zu ertheilen hat. Die Berufung geht zunächst an die 
Specialkommissarien selbst, welche zu dem Ende im Lande um- 
heneisen Qgo on circuit), um die Appellirenden persönlich ver- 
nehmen und über ihre Beschwerden entscheiden zu können. 
Sind die beiden Specialkommissarien (welche überall als ein 
Kollegium handeln), verschiedener Meinung, so ziehen sie in 
London ein Mitglied der Centralsteuerbehörde (Board of Inland 
Revenue) zu, welche alle — wie oben erwähnt — ex ofßcio 
die Vollmacht haben, als Specialkommissarien zu fungiren. Kommt 
eine Meinungsverschiedenheit vor, während sie gerade auf ihrem 
Umgange (circuit) sich befinden, so begründet jeder der beiden 
Kommissarien seine Ansicht in einem ausführlichen Berichte an 
die Centralsteuerbehörde, welche darnach entscheidet. Dieser 
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Fall ist indess nur zweimal vorgekommen, und es hat sich dann um 
Grundsätze gehandelt (1126 — 1137). Von der Entscheidung 
der Specialkommissarien kann sowohl der Steuerpflichtige als der 
Aufseher noch an das Urtheil der Centralbehörde appelliren. 
Die Specialkommissarien reichen dann die Gründe ihrer Ein- 
schätzung schriftlich ein, worauf die Centralbehörde entscheidet 
(1067. 1123. 1124). 

Im Allgemeinen kommt es nicht häufig vor, dass die Steuer- 
pflichtigen mit Umgehung der Lokalbehörden sich an die Special- 
kommissarien wenden, und die Neigung dazu hat seit Einführung 
der Steuer noch abgenommen '). Ein Beweis, dass die Lokal- 
behörden sich vorherrschend des Vertrauens und der Zufrieden- 
heit ihrer Mitbürger erfreuen (1587). 

Jedoch hat auch das Verfahren vor den Specialkommissarien 
seine eigenthümlichen Vortheile. Die Personen, welche sich ein- 
mal an ihr Forum wandten, fanden selten Veranlassung, sich 
über ihre Entscheidung zu beschweren. Im Jahre 1849 hatten 
die Specialkommissarien nur über 130 Appellationen zu befinden, 
mehrere derselben wurden noch im schriftlichen Wege ausge- 
glichen, so dass die Sitzungen zur Anhörung und Entscheidung 
der übrigen ihnen nicht viel Zeit kosteten — in London nicht 
mehr als 2 — 3 Tage, an den übrigen Orten gar nur wenige 



1) Die Zahl der unter Tit. D eingeschätzten und wirklich besteuerten 
(also 150 /. und mehr an Einkommen beziehenden) Personen hat seit Ein- 
führung der Einkommensteuer bis 1852 zwischen 140 — 150,000 betragen. 
Von dieser Gcsammtzahl sind durch die Specialkommissarien in den ersten 
Jahren sehr nahe 3000, in den letzten sehr wenig über 1500 Personen auf 
dem oben beschriebenen Wege eingeschätzt. Dazu kommen indess noch 
die beinahe gleich grosse Zahl von Personen, welche über die Zahlung der 
Steuer für einen Zeitraum von je 3 Jahren Abfindungs vertrage mit den 
Specialkommissarien geschlossen haben (a. 18 42 /« 2,262; a. 18 w /w 2,561; 
a. 18 ,9 /äo 1,621). Im Ganzen beträgt die Zahl der Steuerpflichtigen, welche 
sich auf dem einen oder dem andern Wege an die Specialkommissarien 
wenden, jetzt wehig über 2% und betrug auch bei Einführung der Ein- 
kommensteuer . noch unter 4°/o der von den Beigeordneten eingeschätzten 
Zahl. Siehe die in dem Anhange Nro 3 zu dem Parlamentsberichte (Vol. II, 
420—21) gegebenen Nachrichten, und vergleiche Evid., Q. 5056, sowie den 
Bericht von Moffat, über die Einkommensteuer vom 31. Mai 1849 (Nro 317). 
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Stunden. In der Regel haben sie nur einmal im Jahre Umgang 
zu halten nöthig (1071. 1069. 1077). 

Mehr Zeit kostet die Abschliessung der Abfindungsverträge 
über die Zahlung der Steuer für den Zeitraum von 3 Jahren, 
wozu nur die Specialkommissarien die Vollmacht haben. Gesuche 
um Abschliessung solcher Verträge erfordern eine besonders 
sorgfältige Untersuchung des Falles, nicht allein, weil der Ver- 
trag auf längere Zeit abgeschlossen wird, sondern weil es sich 
auch in der Regel um bedeutende Summen handelt. Die meisten 
grösseren Banquiers und Handlungshäuser in London schliessen 
solche Abfindungsverlräge (1079. 1613). In der letzten Zeit 
hat die Zahl derselben abgenommen, wohl vorzüglich desswegen, 
weil man dadurch des Vorthcils verlustig geht, eine Ermässigung 
der Steuer beanspruchen zu können, wenn das Einkommen durch 
unerwartete Umstände hinter dem Voranschlage zurückbleibt. 
Die Krisis von 1847 veranlasste in grosser Ausdehnung ebenso 
erhebliche als unerwartete Verluste, so dass eine grosse Zahl 
der Geschäftsmänner abgeschreckt wurde, bindende Verträge über 
die Zahlung ihrer Steuer abzuschliessen (991 — 996). Auf 
der andern Seite waren die grossen Fabrikanten in dem Jahre 
1845 geneigter, Verträge abzuschliessen, weil in den beiden 
vorhergegangenen Jahren die Geschäfte gestockt halten und da- 
her das dem Vertrage zum Grunde zu legende Einkommen gering 
war, dagegen sich für die Zukunft bessere Aussichten eröffneten 
(1178). 

Durch Ausdehnung der Einkommensteuer auf das Königreich 
Irland ist der Wirkungskreis der Specialkommissarien ungemein 
erweitert. Dort fehlen die Elemente zur Bildung selbständiger, 
umsichtiger und pflichttreuer Lokalbehörden. Sonach sind alle 
Pflichten und Vollmachten der Generalkommissarien und Beige- 
ordneten für die Einschätzung des Einkommens aus Grundbesitz, 
Pachtungen und Gewerbebetrieb auf die Specialkommissarien 
übertragen, welche sich dabei der Hülfe der Kronbeamten (ins- 
besondere der Steueraufseher) und der Sekretäre der Bezirks- 
armenräthe (Boards of Guardian») zu bedienen haben (16 et 
17. Victor c. 34. § 12, 20 und 21). 
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V. 

Steuerbefreiungen und Rückerstattungen. 

Eine sehr grosse Mühewaltung für die mit Ausführung des 
Einkommensteuergesetzes beauftragten Behörden erwächst aus 
den gewährten Steuerbefreiungen. Die Wirkungen des Ge- 
setzes äussern sich in dieser Beziehung nach zwei verschiedenen 
Richtungen. 

Einmal müssen unmittelbar bei dem Einschätzungsgeschäft 
die Verhältnisse einer sehr viel grösseren Zahl von Personen 
untersucht werden, als schliesslich zur Steuer herangezogen 
werden. Zweitens muss wegen der indirekten Form der Be- 
steuerung der Renten ein bedeutender Theil der bereits erho- 
benen Steuer wieder zurückgezahlt werden. Die grössere Mühe 
bei dem Einschätzungsgeschäft trifft die Lokalbe- 
hörden. Die Steuerrückzahlungen sind Sache der Cen- 
tralbehör de. 

Das Gesetz befreit alle Personen von der Steuer, welche 
weniger als 150 /. (seit 1853 weniger als 100 l.~) am Einkom- 
men beziehen. Ueberall, wo dieses Einkommen direkt ermittelt 
wird , muss man die Untersuchung auf eine grosse Zahl von 
Grundstücken und Personen mit ausdehnen, welche schliess- 
lich nicht steuerpflichtig befunden werden. Der Ertrag des 
Grundeigenthumes, welches von der Steuer frei blieb, weil 
das Einkommen daraus Personen zufloss, die im Ganzen noch 
nicht 150 /. an Einkommen hatten, ist in Grossbritannien auf 
nahe an 10 Hillionen /. geschätzt '). 

Die Zahl von Personen, deren Einkommen aus dem Be- 
trieb eines Gewerbes etc. (unter Tit. D) eingeschätzt wurde, 

betrug im Jahre 1843 über 420,000 

im Jahre 1850 doch sehr nahe 350,000 

während die Zahl der unter diesem Titel wirklich be- 
steuerten Personen stets unter . . . . . . 150,000 

blieb (Anhang zum Parlamentsbericht Nro 3. Th. II. S. 420> 



1) Anhang Nro 1 zum Parlamentsbericht Th. II. S. 401. 
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Die Bezirkskommissarien hatten daher die Verhältnisse von 
mehr als doppelt so viel Personen zu untersuchen, als schliesslich 
zur Steuer herangezogen wurden. 

Diess ist eine ganz unvermeidliche Folge der Grenze, welche 
man für die Steuerpflicht zieht. Die Zahl der Personen, welche 
nahe an der Grenze der Steuerpflicht stehen, und deren Ver- 
hältnisse daher nicht ungeprüft bleiben können, wird im Ver- 
hältniss zu der Anzahl der wirklich Steuerpflichtigen stets sehr 
beträchtlich und um so grösser sein, je niedriger man diese 
Grenze setzt. 

Bei Heranziehung der Steuerpflichtigen ist dem Ermessen, 
der Aufmerksamkeit und der Pflichttreue der Steuerveranlager 
und auch vieler Privatpersonen ein grosser Spielraum eröffnet. 
Die Aufgabe des Steuerveranlagers und der oberen Behörden 
würde nicht zu überwältigen sein , mindestens auf eine ganz 
zwecklose Weise vermehrt werden, wenn von ihnen verlangt 
würde, jeden selbstständigen Einwohner zur Einreichung einer 
Deklaration aufzufordern und diese darauf zu prüfen. Das Ge- 
setz bestimmt nicht genau ([und kann es kaum), wie weit sie 
darin gehen sollen. Es sichert den Behörden nur die Hülfe der 
Hausinhaber (Besitzer und Miether) und Prinzipale, welche An- 
gaben über die in ihrem Hause wohnenden, oder in ihrem Ge- 
schäfte stehenden Personen zu machen verpflichtet sind l ). In 
den ersten Jahren verlangte man diese Nachweise mit grosser 
Genauigkeit. Die Aufführung aller Hausbewohner, Bedienten etc., 
auch wenn dieselben notorisch ein steuerpflichtiges Einkommen 
nicht bezogen , veranlasste indess nicht nur für die Hauswirthe 
und Prinzipale, sondern auch für die Einschätzungsbe- 
hörden eine grosse und unfruchtbare Mühe. Aus dieser Bück- 
sicht ist später den ersten von Seiten der Centralbehörde (durch 
eine Bemerkung auf den ihnen zugestellten Formularen) anheim 
gestellt, nur diejenigen Personen namhaft zu machen, deren Ein- 



1) 5 et 6. Vict. c. 35. §. 48—50. Jedem Hausinhaber und Lohnherrn 
werden Formulare zugestellt, nach welchen er Angaben über seine Haus- 
genossen und die in seinem Dienste befindlichen (auch ausserhalb wohnenden) 
Personen zu machen hat. 



der englischen Einkommensteuer. 241 

kommen sich muthmaasslich auf die steuerpflichtige Höhe beläuft 
(782). Dadurch ist zwar die Last der Geschäfte erheblich ver- 
mindert, wie diess schon aus den eben angeführten Zahlen der 
im Jahre 1843 (420,000) und im Jahre 1850 (350,000) einge- 
schätzten Personen hervorgeht. Indess hat man sich freilich der 
Gefahr ausgesetzt , Einnahmeverluste zu erleiden. Wenn die 
Hauswirthe und Prinzipale — auf deren gutachtliche Schätzung 
es doch ankommt, ohne dass sie für Irrthümer praktisch ver- 
antwortlich gemacht werden können — es unterlassen, Jemand 
auf die Liste zu setzen, kann derselbe den Steuerbehörden leicht 
entgehen. Die Personalkenntniss , welche die Steuerveranlager 
und Aufseher sich selbst erworben haben, nebst den Mitteln, 
welche Adresskalender u. s. w. darbieten, werden schwerlich 
überall hinreichen, um dem Bestreben der Steuerpflichtigen, 
sich der Steuer zu entziehen, die Wage zu halten (794). 

Die Ansprüche auf Steuerfreiheit — wegen der geringen 
Höhe des Einkommens — müssen bei dem Steuerveranlager 
(assessor) nebst einer ausführlichen Angabe der Einkommen- 
Verhältnisse eingereicht werden. Diese Deklarationen werden in 
eine besondere Rolle eingetragen, und von dem Aufseher (sur- 
veyor) geprüft. Findet der letztere kein Bedenken — was er 
durch Beifügung seiner Namenschiffre zu bezeichnen pflegt — 
so wird der Name des Betreffenden phne Weiteres von der Liste 
gestrichen. Beanstandet der Aufseher den Anspruch — was er 
durch das Zeichen des Kreuzes (f) auszudrücken pflegt, so 
prüfen die Beigeordneten denselben auf dem gewöhnlichen Wege 
und die Generalkommissarien entscheiden darüber schliesslich 
(743. 746. 573). 

Ist die Steuer bereits entrichtet, obwohl das Einkommen 
des Betreffenden die steuerpflichtige Höhe nicht erreicht, so muss 
derselbe sich mit seinem Gesuche um Rückerstattung der 
Steuer an die Specialkommissarien wenden. Wie das 
System der indirekten Besteuerung des Einkommens an Renten, 
Dividenden und Zinsen die Noth wendigkeit von Steuerrück- 
erstattungen in grosser Ausdehnung mit sich führt, indem 
jeder Pächter und Gewerbtreibende, ingleichen jede Aktienge- 
sellschaft, die Bank, die Ostindische Kompagnie u. s. w. er- 
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mächtigt und verpflichtet sind , bei den von ihnen gezahlten 
Renten, Zinsen und Dividenden die Steuer in Abzug zu bringen, 
ohne Rücksicht darauf, ein wie hohes Einkommen der Zins- oder 
Rentenberechtigte beziehe, ist bereits oben näher angegeben. 

Alle auf Steuerrückerstattungen bezüglichen Ge- 
schäfte sind, wie schon erwähnt, einem der drei Specialkom- 
missarien übertragen, während die andern beiden die Einschätzung 
der Steuerpflichtigen, welche sich an ihr Forum wenden, be- 
wirken (545—48). Die Geschäfte dieses Beamten sind höchst 
umfangreich ; an einem Tage pflegen 3 — 400 Gesuche um Steuer- 
rückerstattungen einzugehen und im Laufe des Jahres steigt die 
Zahl der Rückforderungen bis auf 70,000; damit ist der Kreis 
seiner Amtslhätigkeit noch nicht einmal vollständig bezeichnet '). 
Dem Specialkommissar ist daher ein weitläufiges Bureau mit 
25 — 29 Sekretären untergeordnet, welches in zwei Hauptab- 
theilungen, jede mit ihrem besonderen Vorstande, zerfallt. Die 
eine Abtheilung hat die Steuerrückforderungen zu prüfen, welche 
sich auf die von der Bank, von der Ostindischen Kompagnie, 
der Südseekompagnie und der Staatsschuldenverwaltung bei der 
Zinszahlung gemachten Abzüge beziehen (stock claims); die 
andere die Rückerstattungen, welche wegen der von Privat- 
personen innebehaltenen Steuer geltend gemacht werden {certi- 
ficate claims). Die Gründe dieser Unterscheidung sind folgende. 

Jeder Antrag auf Rückerstattung der bereits erhobenen 
Steuer muss zunächst durch ein Zeugniss zweier Kommissarien 
(des Bezirkes) und des Steueraufsehers, dass der Reklamant 
weniger als 150 (jetzt 100) /. an Einkommen beziehe, begründet 
sein. Ehe die Rückzahlungsordre erfolgen kann, muss ferner 



1) Zu dieser Zahl von Stcuerrückforderungen kommen nämlich noch die 
Anträge auf Steuerbefreiungen von Seiten der milden Stiftungen etc., 
welche sich nicht an die Generalkommissarien (des Bezirkes), sondern an 
die Specialkommissarien in London zu wenden haben. Ausserdem ist eine 
weitläufige Correspondenz mit der Bank, Ostindischen Kompagnie etc. zu 
fuhren, wie im Texte näher beschrieben ist. Die Verhandlungen über die 
verschiedenen Anträge auf Steuerrückerstattungen und Steuerbefreiungen 
füllen jedes Jahr gegen 300 Bände (562). (Ueber die angeführten Zahlen 
vergl. die Beilage Nr. 1 zu dem Ausschussbericht Th. II. S. 402.) 



der englischen Einkommensteuer. 243 

eine Bescheinigung (certificate) darüber beigebracht werden, 
dass die Steuer, welche zurückgefordert wird, auch wirklich 
bezahlt sei (von dem Pächter, Kaufmann etc., welcher an den 
Zinsen den Abzug gemacht hat) und, dass der Reklamant der 
rechtmässige Eigentümer der Zins-, Grund- oder Hausrente ist, 
tei welcher die Steuer durch Abzug auf indirektem Wege ent- 
richtet worden (179. 661). Diese Bescheinigung muss bei den von 
Privatpersonen gemachten Abzügen von Seiten der Lokalbe- 
hörden erfolgen, und verursacht, wie man entnehmen kann, 
viele Weitläufigkeiten, weil der Zins- oder Rentenberechtigte 
sehr häufig an einem andern Orte wohnt, als der Zins- oder 
Rentenzahlende. Die Steuerbehörden beider Orte müssen bei 
Ausstellung dieser Bescheinigung conkurriren '). 

In Beziehung auf die Bestätigung der erfolgten Steuer- 
zahlung und der Rechtmässigkeit des Besitzes hat man bei den 
von den öffentlichen Kassen (der Bank, dem Südseehaus, dem 
Ostindischen Hause und der Verwaltung der Staatsschuld) ge- 
zahlten Zinsen, Jahrgelder und Dividenden kürzere Mittel. Nach 
dem in England herrschenden System der Verwaltung dieser 
Institute sind die Namen der Inhaber von Staatsschuldscheinen, 
sowie von Aktien dieser öffentlichen Körperschaften, in den 
Büchern derselben eingetragen. Das Bureau des Specialkom- 
missars besitzt Abschriften dieser Bücher. Aus denselben ist 
nun sofort zu entnehmen, ob der Reklamant rechtmässiger Eigen- 
thümer von Papieren der vorbenannten Art, sowie auch, ob bei 
der Auszahlung der Zinsen an ihn, die Steuer wirklich zurück- 
behalten ist. Bei den genannten Verwaltungen (der Bank, der 



1) Die Lästigkeit dieser Formen hat in den ersten Jahren, solange die 
Besteuerten mit den einzuschlagenden Schritten weniger bekannt waren, und 
die Steuer für eine vorübergehende hielten , viele vermocht , ihre An-„ 
»prüche auf Rückerstattung der Steuer nicht geltend zu machen. ' Jetzt ist 
das anders geworden, und es werden im Gegentheil viele ungerechtfertigte 
Ansprüche erhoben (209. 210. 185—688). Üeber das Verfahren bei Prüfung 
der Forderungen auf Steuerrückerstattung habe ich mich, abgesehen von 
den im Berichte des Parlaments - Ausschusses enthaltenen Nachrichten noch 
der mündlichen Belehrung des Herrn Charles Pressly (Mitglied des Board 
of Inland Revenue) zu erfreuen gehabt. 
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Südseekompagnie, der Ostindisclien Kompagnie und der Staats- 
schuld) hat man die mit den Steuerforderungen verbundenen 
Geschäfte noch ferner vermindert. Man fertigt eine Liste aller 
Personen an , welche im Besitz von Papieren (stocks) der ge- 
nannten Art sind, und deren Einkommen nach einer bereits 
früher vorgenommenen Prüfung ihrer Verhältnisse die steuer- 
pflichtige Höhe nicht erreicht. Die Verwaltungen dieser Anstalten 
sind angewiesen, bei Zahlung der Zinsen an die auf dieser Liste 
verzeichneten Personen keinen Abzug zu machen, und so die 
Verhandlungen über die Rückbezahlung der Steuer zu vermeiden 
(578—584). Die Zahl der auf dieser Liste befindlichen Personen 
ist sehr bedeutend — in runder Summe 38,000. In einem ein- 
zigen Jahre 1848 — 49 wurden den bereits darauf stehenden über 
9000 neu hinzugefügt '). 

Allerdings ist nicht zu verkennen, dass auch diese Erleich- 
terung des Geschäftsganges manchen Steuerumgehungen das Thor 
öffnet. Die Verhältnisse der einmal auf der Liste befindlichen 
Personen werden ohne besondere Veranlassung nicht von neuem 
untersucht. So mag es oft geschehen, dass ihr Einkommen sich 
bis auf die steuerpflichtige Höhe vermehrt, und sie doch von 
der Steuer frei bleiben, wenn sie nicht gewissenhaft genug sind, 
die Verbesserung ihrer Lage den Steuerbehörden selbst anzu- 
zeigen (602-610). 

Schliesslich mag noch bemerkt werden, dass die Mehrzahl 
der Steuerforderungen von den Sekretären erledigt wird und 
erledigt werden kann, weil es sich hauptsächlich darum handelt, 
zu prüfen, ob die vorschriftsmässigen Zeugnisse beigebracht sind. 
Hat der Sekretär Bedenken, so trägt er sie dem Vorstande des 
Bureaus vor; und nur wenn auch dieser die Sache nicht ent- 
scheiden zu dürfen glaubt, also nur in dritter Instanz kommt sie 
vor den Specialkommissar, von der ganzen Zahl (70,000) nicht 
mehr als 3—400, bei denen es sich um Entscheidung eines 
Grundsatzes, insbesondere darum handelt, ob eine nach dem Ab- 
lauf Von drei Jahren geltend gernachte Rückforderung noch be- 



1) Beilage Nr. 1 zum Berichte des Parlaments - Ausschusses Th. II. 
S. 402. Vgl. Fr. 599. 
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rücksichtigt werden kann. Der Regel nach ist der Zeitraum von 
drei Jahren der Präclusivtermin und alle nach Ablauf desselben 
vorgebrachten Ansprüche bescheiden die Sekretäre abschläglich. 
Nur der Specialkommissar kann unter besondern Umständen eine 
Ausnahme gestatten (550—553. 628 — 645). Man sieht, wie 
auch hier die Oberbehörden den untern eine selbstständige Wirk- 
samkeit einräumen, und sich nur die Kontrolle, sowie die Ent- 
scheidung über die in Frage kommenden Grundsätze vorbehalten '_). 



1) Die Forlsetzung im nächsten Hefte wird von den Ergebnissen der 
englischen Einkommensteuer und den Anträgen auf Umgestaltung derselben 
handeln und allgemeine Bemerkungen über die Grundsätze der Stcuerver- 
theilung beifugen. 
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